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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 4064 /89 DES RATES

vom 21 . Dezember 1989

über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf die Artikel 87
und 235 ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

1 . Zur Verwirklichung der allgemeinen Ziele der Vertra­
ges zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft ist der Gemeinschaft in Artikel 3 Buch­
stabe f) die Aufgabe übertragen worden, „ein System zu
errichten, das den Wettbewerb innerhalb des Gemein­
samen Marktes vor Verfälschungen schützt".

2 . Dieses Ziel ist wesentlich für die Verwirklichung des
einheitlichen Binnenmarkts bis zum Jahre 1992 und für
seinen späteren Ausbau .

3 . Die Abschaffung der Binnengrenzen bewirkt bereits
jetzt und wird auch in Zukunft erhebliche Struk­
turveränderungen insbesondere durch Zusammen­
schlüsse bei den Unternehmen in der Gemeinschaft
bewirken .

4 . Diese Entwicklung ist zu begrüßen , da sie den Erfor­
dernissen eines dynamischen Wettbewerbs entspricht
und zu einer Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der
europäischen Industrie, zu einer Verbesserung der
Wachstumsbedingungen sowie zur Anhebung des
Lebensstandards in der Gemeinschaft führt.

5 . Allerdings ist zu gewährleisten, daß der Umstrukturie­
rungsprozeß nicht eine dauerhafte Schädigung des
Wettbewerbs verursacht . Das Gemeinschaftsrecht muß

deshalb Vorschriften für Zusammenschlüsse enthalten ,
die geeignet sind , wirksamen Wettbewerb im Gemein­
samen Markt oder in einem wesentlichen Teil desselben
einfach zu beeinträchtigen.

6 . Die Artikel 85 und 86 des Vertrages sind zwar nach
der Rechtsprechung des Gerichtshofs auf bestimmte
Zusammenschlüsse anwendbar , reichen jedoch nicht
aus , um alle Zusammenschlüsse zu erfassen , die sich als
unvereinbar mit dem vom Vertrag geforderten System
des unverfälschten Wettbewerbs erweisen könnten .

7 . Daher ist ein neues Rechtsinstrument in Form einer
Verordnung zu schaffen , die eine wirksame Kontrolle
sämtlicher Zusammenschlüsse entsprechend ihren Aus­
wirkungen auf die Wettbewerbsstruktur in der Gemein­
schaft ermöglicht und die zugleich das einzige auf
derartige Zusammenschlüsse anwendbare Instrument
ist .

8 . Diese Verordnung ist daher nicht nur auf Artikel 87 ,
sondern vor allem auf Artikel 235 des Vertrages zu
stützen , wonach sich die Gemeinschaft für die Verwirk­
lichung ihrer Ziele zusätzliche Befugnisse geben kann,
und zwar auch hinsichtlich der Zusammenschlüsse auf
den Märkten für landwirtschaftliche Erzeugnisse im
Sinne des Anhangs II des Vertrages .

9 . Die Vorschriften dieser Verordnung sollten für die
bedeutsamen Strukturveränderungen gelten , deren
Auswirkungen auf den Markt die Grenzen eines Mit­
gliedstaats überschreiten .

10 . Es ist deshalb angezeigt , den Anwendungsbereich die­
ser Verordnung nach Maßgabe der geographischen
Ausdehnung der Tätigkeit der beteiligten Unternehmen
zu bestimmen und durch Schwellenwerte einzugrenzen,
damit Zusammenschlüsse von gemeinschaftsweiter
Bedeutung erfaßt werden . Am Ende einer ersten
Anwendungsphase dieser Verordnung sind diese
Schwellen anhand der bis dahin gewonnenen Erfahrun­
gen zu überprüfen .

1 1 . Ein Zusammenschluß von gemeinschaftsweiter Bedeu­
tung liegt vor , wenn der Gesamtumsatz der beteiligten
Unternehmen sowohl weltweit als auch innerhalb der

(M ABl . Nr. C 130 vom 19 . 5 . 1988 , S. 4 .
( 2 ) ABl . Nr . C 309 vom 5 . 12 . 1988 , S. 55 .
( 3 ) ABl . Nr. C 208 vom 8 . 8 . 1988 , S. 11 .
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Gemeinschaft bestimmte Grenzen überschreitet und
wenn mindestens zwei der beteiligten Unternehmen
ihren ausschließlichen oder wesentlichen Tätigkeitsbe­
reich jeweils in einem anderen Mitgliedstaat haben oder
wenn die beteiligten Unternehmen ihre Geschäfte zwar
überwiegend in ein und demselben Mitgliedstaat
abwickeln , aber wenigstens eines von ihnen in erheb­
lichem Umfang in mindestens einem anderen Mitglied­
staat tätig ist . Dasselbe gilt für Zusammenschlüsse von
Unternehmen, die ihren Haupttätigkeitsbereich nicht in
der Gemeinschaft haben, dort jedoch in erheblichem
Umfang tätig sind .

12 . Bei der Regelung der Kontrolle von Unternehmenszu­
sammenschlüssen ist unbeschadet des Artikels 90
Absatz 2 des Vertrages der Grundsatz der Nichtdiskri­
minierung zwischen dem öffentlichen und dem privaten
Sektor zu beachten . Daher sind im öffentlichen Sektor
bei der Berechnung des Umsatzes eines am Zusammen­
schluß beteiligten Unternehmens unabhängig von den
Eigentumsverhältnissen oder von den für sie geltenden
Regeln der verwaltungsmäßigen Zuordnung die Unter­
nehmen zu berücksichtigen , die eine mit einer autono­
men Entscheidungsbefugnis ausgestattete wirtschaft­
liche Einheit bilden .

13 . Es ist festzustellen , ob die Zusammenschlüsse von
gemeinschaftsweiter Bedeutung mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar sind; dabei ist von dem Erfordernis
auszugehen , im Gemeinsamen Markt wirksamen Wett­
bewerb aufrechtzuerhalten und zu entwickeln . Die
Kommission muß sich bei ihrer Beurteilung an dem
allgemeinen Rahmen der Verwirklichung der grundle­
genden Ziele des Vertrages gemäß dessen Artikel 2 ,
einschließlich des Ziels der Stärkung des wirtschaft­
lichen und sozialen Zusammenhalts der Gemeinschaft
im Sinne des Artikels 130a des Vertrages orientieren .

14 . Diese Verordnung muß den Grundsatz aufstellen , daß
Zusammenschlüsse von gemeinschaftsweiter Bedeu­
tung, die eine Stellung begründen oder verstärken ,
durch welche ein wirksamer Wettbewerb im Gemein­
samen Markt oder in einem wesentlichen Teil desselben
in erheblichem Ausmaß behindert wird , für unverein­
bar mit dem Gemeinsamen Markt zu erklären sind .

15 . Bei Zusammenschlüssen , die wegen des begrenzten
Marktanteils der beteiligten Unternehmen nicht geeig­
net sind , wirksamen Wettbewerb zu behindern , kann
davon ausgegangen werden, daß sie mit dem Gemein­
samen Markt vereinbar sind . Unbeschadet der Artikel
85 und 86 des Vertrages besteht ein solches Indiz
insbesondere dann , wenn der Marktanteil der beteilig­
ten Unternehmen im Gemeinsamen Markt oder in
einem wesentlichen Teil desselben 25 v . H. nicht über­
schreitet .

16 . Der Kommission ist die Aufgabe zu übertragen, alle
Entscheidungen über die Vereinbarkeit oder- Unverein­
barkeit der Zusammenschlüsse von gemeinschaftswei­
ter Bedeutung mit dem Gemeinsamen Markt zu treffen ;
sie hat außerdem die Entscheidung zur Wiederherstel­
lung wirksamen Wettbewerbs zu treffen .

17 . Um eine wirksame Überwachung zu gewährleisten ,
sind die Unternehmen zu verpflichten , Zusammen­
schlüsse von gemeinschaftsweiter Bedeutung vorher
anzumelden ; deren Vollzug muß für einen begrenzten
Zeitraum ausgesetzt bleiben , wobei die Möglichkeit
vorzubehalten ist , diese Aussetzung zu verlängern oder
erforderlichenfalls von ihr abzusehen . Im Interesse der
Rechtssicherheit ist die Wirksamkeit von Rechtsge­
schäften zu schützen , soweit dies erforderlich ist .

18 . Es ist eine Frist festzulegen, innerhalb derer die Kom­
mission wegen eines angemeldeten Zusammenschlusses
das Verfahren einzuleiten hat ; ferner sind Fristen
vorzusehen , innerhalb derer die Kommission abschlie­
ßend zu entscheiden hat ob ein Zusammenschluß mit
dem Gemeinsamen Markt vereinbar oder unvereinbar
ist .

19 . Außerdem ist das Recht der beteiligten Unternehmen zu
gewährleisten , nach der Einleitung des Verfährens von
der Kommission angehört zu werden . Auch den Mit­
gliedern der geschäftsführenden oder der aufsichtsfüh­
renden Unternehmen und den anerkannten Vertretern
der Arbeitnehmer der beteiligten Unternehmen sowie
Dritten , die ein berechtigtes Interesse darlegen , ist
Gelegenheit zur Äußerung zu geben .

20 . Die Kommission muß in enger und stetiger Verbindung
mit den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
handeln und deren Bemerkungen und Mitteilungen
einholen .

21 . Die Kommission muß für die Zwecke dieser Verord­
nung und nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs
die Mitwirkung der Mitgliedstaaten erhalten ; sie muß
ferner über die Befugnis verfügen , um die zur Beurtei­
lung von Zusammenschlüssen erforderlichen Auskünf­
te zu verlangen und die dafür erforderlichen Nachprü­
fungen vorzunehmen .

22 . Die Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung
muß durch Geldbußen und Zwangsgelder sichergestellt
werden können . Dabei sollte dem Gerichtshof nach
Artikel 172 des Vertrages die Befugnis zu unbeschränk­
ter Ermessensnachprüfung übertragen werden .

23 . Der Begriff des Zusammenschlusses ist so zu definieren ,
daß er nur Handlungen erfaßt , die zu einer dauerhaften
Veränderung der Struktur der beteiligten Unternehmen
führen ; daher sind vön der Anwendung dieser Verord­
nung diejenigen Handlungen auszuschließen , die eine
Koordinierung des Wettbewerbsverhaltens unabhängig
bleibender Unternehmen bezwecken oder bewirken ;
derartige Handlungen müssen aufgrund der einschlägi­
gen Vorschriften der Durchführungsverordnungen zu
den Artikeln 85 oder 86 des Vertrages geprüft werden .
Diese Unterscheidung ist insbesondere vorzunehmen ,
wenn es um die Gründung von Gemeinschaftsunterneh­
men geht .

24 . Eine Koordinierung des Wettbewerbsverhaltens im
Sinne dieser Verordnung liegt nicht vor , wenn zwei
oder mehr Unternehmen vereinbaren, gemeinsam die
Kontrolle über eines oder mehrere andere Unternehmen
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anwendungsbereich

( 1 ) Diese Verordnung gilt für alle Zusammenschlüsse von
gemeinschaftsweiter Bedeutung im Sinne des Absatzes 2 ;
Artikel 22 bleibt unberührt .

( 2 ) Ein Zusammenschluß im Sinne dieser Verordnung hat
gemeinschaftsweite Bedeutung, wenn folgende Umsätze
erzielt werden :

a ) ein weltweiter Gesamtumsatz aller beteiligten Unterneh­
men von mehr als 5 Milliarden ECU und

b) ein gemeinschaftsweiter Gesamtumsatz von mindestens
zwei beteiligten Unternehmen von jeweils mehr als 250
Millionen ECU;

dies gilt nicht , wenn die am Zusammenschluß beteiligten
Unternehmen jeweils mehr als zwei Drittel ihres gemein­
schaftsweiten Gesamtumsatzes in einem und demselben
Mitgliedstaat erzielen .

( 3 ) Die in Absatz 2 festgelegten Schwellen werden vor
Ablauf des vierten Jahres nach dem Erlaß dieser Verordnung
vom Rat überprüft , der mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag der Kommission beschließt .

mit dem Zweck und der Wirkung zu erwerben, diese
Unternehmen oder deren Vermögenswerte unter sich
aufzuteilen .

25 . Die Anwendung dieser Verordnung ist nicht ausge­
schlossen , wenn die beteiligten Unternehmen sich Ein­
schränkungen unterwerfen , die mit der Durchführung
des Zusammenschlusses unmittelbar verbunden und
für diese notwendig sind .

26 . Der Kommission ist vorbehaltlich der Nachprüfung
ihrer Entscheidungen durch den Gerichtshof die aus­
schließliche Zuständigkeit für die Anwendung dieser
Verordnung zu übertragen . f

27 . Die Mitgliedstaaten dürfen auf Zusammenschlüsse von
gemeinschaftsweiter Bedeutung ihr innerstaatliches
Wettbewerbsrecht nur anwenden , soweit es in dieser
Verordnung vorgesehen ist . Die entsprechenden Befug­
nisse der einzelstaatlichen Behörden sind auf die Fälle
zu beschränken, in denen ohne ein Tätigwerden der
Kommission wirksamer Wettbewerb im Gebiet eines
Mitgliedstaats erheblich behindert werden könnte und
die Wettbewerbsinteressen dieses Mitgliedstaats an­
sonsten durch diese Verordnung nicht hinreichend
geschützt würden . Die betroffenen Mitgliedstaaten
müssen in derartigen Fällen so schnell wie möglich
handeln . Diese Verordnung kann jedoch wegen der
Unterschiede zwischen den innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften keine einheitliche Frist vorschreiben , inner­
halb welcher die erforderlichen Maßnahmen zu treffen
sind .

28 . Im übrigen hindert die ausschließliche Anwendung
dieser Verordnung auf Zusammenschlüsse von gemein­
schaftsweiter Bedeutung die Mitgliedstaaten unbescha­
det des Artikels 223 des Vertrages nicht daran, geeig­
nete Maßnahmen zum Schutz anderer berechtigter
Interessen als derjenigen zu ergreifen , die in dieser
Verordnung berücksichtigt werden, sofern diese Maß­
nahmen mit den allgemeinen Grundsätzen und den
sonstigen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts ver­
einbar sind .

29 . Unternehmenszusammenschlüsse, die nicht unter diese
Verordnung fallen , gehören grundsätzlich in den
Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten . Jedoch soll­
te der Kommission die Befugnis vorbehalten bleiben ,
auf Antrag eines betroffenen Mitgliedstaats in den
Fällen tätig zu werden , in denen wirksamer Wettbe­
werb im Gebiet dieses Mitgliedstaats erheblich behin­
dert würde .

30 . Die Bedingungen , unter denen Zusammenschlüsse , an
denen Unternehmen der Gemeinschaft beteiligt sind , in
Drittländern stattfinden , sollten aufmerksam verfolgt
werden; es ist vorzusehen , daß die Kommission vom
Rat ein Verhandlungsmandat mit dem Ziel erhalten
kann, eine nichtdiskriminierende Behandlung für die
Unternehmen der Gemeinschaft zu erreichen.

31 . Diese Verordnung berührt in keiner Weise die in den
beteiligten Unternehmen anerkannten kollektiven
Rechte der Arbeitnehmer —

Artikel 2

Beurteilung von Zusammenschlüssen

( 1 ) Zusammenschlüsse im Sinne dieser Verordnung sind
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen auf ihre Ver­
einbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt zu prüfen .

Bei dieser Prüfung berücksichtigt die Kommission

a ) die Notwendigkeit , im Gemeinsamen Markt wirksamen
Wettbewerb aufrechtzuerhalten und zu entwickeln , ins­
besondere im Hinblick auf die Struktur aller betroffenen
Märkte und den tatsächlichen oder potentiellen Wettbe­
werb durch innerhalb oder außerhalb der Gemeinschaft
ansässige Unternehmen ;

b ) die Marktstellung sowie die wirtschaftliche Macht und
die Finanzkraft der beteiligten Unternehmen , die Wahl­
möglichkeiten der Lieferanten und Abnehmer , ihren
Zugang zu den Beschaffungs- und Absatzmärkten , recht­
liche oder tatsächliche Marktzutrittsschranken, die Ent­
wicklung des Angebotes und der Nachfrage bei den

. jeweiligen Erzeugnissen und Dienstleistungen , die Inter­
essen der Zwischen- und Endverbraucher sowie die
Entwicklung des technischen und wirtschaftlichen Fort­
schritts , sofern diese dem Verbraucher dient und den
Wettbewerb nicht behindert .

(2 ) Zusammenschlüsse , die keine beherrschende Stellung
begründen oder verstärken , durch die wirksamer Wettbe­
werb im Gemeinsamen Markt oder in einem wesentlichen
Teil desselben erheblich behindert wird , sind für vereinbar
mit dem Gemeinsamen Markt zu erklären .
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(3 ) Zusammenschlüsse , die eine beherrschende Stellung
begründen oder verstärken , durch die wirksamer Wettbe­
werb im Gemeinsamen Markt oder in einem wesentlichen
Teil desselben erheblich behindert wird , sind für unvereinbar
mit dem Gemeinsamen Markt zu erklären .

( 5 ) Ein Zusammenschluß wird nicht bewirkt ,

a ) wenn Kreditinstitute , sonstige Finanzinstitute oder Ver­
sicherungsgesellschaften , deren normale Tätigkeit Ge­
schäfte und den Handel mit Wertpapieren für eigene oder
fremde Rechnung einschließt , vorübergehend Anteile an
einem Unternehmen zum Zwecke der Veräußerung
erwerben , sofern sie die mit den Anteilen verbundenen
Stimmrechte nicht ausüben , um das Wettbewerbsverhal­
ten des Unternehmens zu bestimmen, oder sofern sie die
Stimmrechte nur ausüben , um die Veräußerung der
Gesamtheit oder von Teilen des Unternehmens oder
seiner Vermögenswerte oder die Veräußerung der Antei­
le vorzubereiten , und sofern die Veräußerung innerhalb
eines Jahrs nach dem Zeitpunkt des Erwerbes erfolgt ;
diese Frist kann von der Kommission auf Antrag verlän­
gert werden , wenn die genannten Institute oder Gesell­
schaften nachweisen , daß die Veräußerung innerhalb der
vorgeschriebenen Frist unzumutbar war;

b ) wenn der Träger eines öffentlichen Mandats aufgrund
der Gesetzgebung eines Mitgliedstaats über die Auflö­
sung von Unternehmen , den Konkurs , die Insolvenz , die
Zahlungseinstellung, den Vergleich oder ähnliche Ver­
fahren die Kontrolle erwirbt;

c) wenn die in Absatz 1 Buchstabe b ) bezeichneten Hand­
lungen von Beteiligungsgesellschaften im Sinne von Arti­
kel 5 Absatz 3 der Vierten Richtlinie 78 /660/EWG des
Rates vom 25 . Juli 1978 über den Jahresabschluß von
Gesellschaften bestimmter Rechtsformen ('), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 84 / 569 / EWG ( 2 ), vorge­
nommen werden , jedoch mit der Einschränkung, daß die
mit den erworbenen Anteilen verbundenen Stimmrechte ,
insbesondere wenn sie zur Ernennung der Mitglieder der
gesehäftsführenden oder aufsichtsführenden Organe der
Unternehmen ausgeübt werden, an denen die Beteili­
gungsgesellschaften Anteile halten , nur zur Erhaltung des
vollen Wertes der Investitionen und nicht dazu benutzt
werden , unmittelbar oder mittelbar das Wettbewerbsver­
halten dieser Unternehmen zu bestimmen .

Artikel 3

Definition des Zusammenschlusses

( 1 ) Ein Zusammenschluß wird dadurch bewirkt , daß

a ) zwei oder mehr bisher voneinander unabhängige Unter­
nehmen fusionieren oder daß

b ) — eine oder mehrere Personen, die bereits mindestens
ein Unternehmen kontrollieren , oder daß

— ein oder mehrere Unternehmen

durch den Erwerb von Anteilsrechten oder Vermögens­
werten, durch Vertrag oder in sonstiger Weise die
unmittelbare oder mittelbare Kontrolle über die Gesamt­
heit oder über Teile eines oder mehrerer anderer Unter­
nehmen erwerben .

(2 ) Eine Handlung — einschließlich der Gründung eines
Gemeinschaftsunternehmens — , die eine Koordinierung des
Wettbewerbsverhaltens voneinander unabhängig bleibender
Unternehmen bezweckt oder bewirkt, stellt keinen Zusam­
menschluß im Sinne von Absatz 1 Buchstabe b) dar .

Die Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens, das auf
Dauer alle Funktionen einer selbständigen wirtschaftlichen
Einheit erfüllt und keine Koordinierung des Wettbewerbs­
verhaltens der Gründerunternehmen im Verhältnis zueinan­
der oder im Verhältnis zu dem Gemeinschaftsunternehmen
mit sich bringt , stellt einen Zusammenschluß im Sinne von
Absatz 1 Buchstabe b) dar .

(3 ) Die Kontrolle dieser Verordnung wird im Sinne durch
Rechte , Verträge oder andere Mittel begründet , die einzeln
oder zusammen unter Berücksichtigung aller tatsächlichen
oder rechtlichen Umstände die Möglichkeit gewähren, einen
bestimmenden Einfluß auf die Tätigkeit eines Unternehmens
auszuüben, insbesondere durch :

a ) Eigentums- oder Nutzungsrechte an der Gesamtheit
oder an Teilen des Vermögens des Unternehmens ;

b) Rechte oder Verträge, die einen bestimmenden Einfluß
auf die Zusammensetzung, die Beratungen oder
Beschlüsse der Organe des Unternehmens gewähren.

(4 ) Die Kontrolle wird für die Person oder die Personen
oder für die Unternehmen begründet,

a ) die aus diesen Rechten oder Verträgen selbst berechtigt
sind oder

b ) die , obwohl sie aus diesen Rechten oder Verträgen nicht
selbst berechtig sind , die Befugnis haben , die sich daraus
ergebenden Rechte auszuüben .

Artikel 4

Vorherige Anmeldung von Zusammenschlüssen

( 1 ) Zusammenschlüsse von gemeinschaftsweiter Bedeu­
tung im Sinne dieser Verordnung sind innerhalb einer Woche
nach dem Vertragsabschluß, der Veröffentlichung des Kauf­
oder Tauschangebots oder des Erwerbes einer die Kontrolle
begründenden Beteiligung bei der Kommission anzumelden .
Die Frist beginnt mit der ersten der vorgenannten Handlun­
gen .

(2 ) Zusammenschlüsse in Form einer Fusion im Sinne des
Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a) oder in Form der Begrün­
dung einer gemeinschaflichen Kontrolle im Sinne des Artikels
3 Absatz 1 Buchstabe b ) sind von den an der Fusion oder der
Begründung einer gemeinschaftlichen Kontrolle Beteiligten
gemeinsam anzumelden . In den anderen Fällen ist die

(!) ABl . Nr. L 222 vom 14 . 8 . 1978 , S. 11 .
( 2 ) ABl . Nr. L 314 vom 4 . 12 . 1984 , S. 28 .
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Anmeldung von der Person oder dem Unternehmen vorzu­
nemen, die oder das die Kontrolle über die Gesamtheit oder
über Teile eines oder mehrerer Unternehmen erwirbt .

( 3 ) Stellt die Kommission fest , daß ein Zusammenschluß
unter diese Verordnung fällt , so veröffentlicht sie die Tatsa­
che der Anmeldung unter Angabe der Namen der Beteiligten ,
der Art des Zusammenschlusses sowie der betroffenen
Wirtschaftszweige . Die Kommission trägt den berechtigten
Interessen der Unternehmen an der Wahrung ihrer
Geschäftsgeheimnisse Rechnung .

dem Verhältnis zwischen den Forderungen aufgrund von
Geschäften mit in diesem Mitgliedstaat ansässigen Per­
sonen gegenüber Kreditinstituten und Kunden und dem
Gesamtbetrag dieser Forderungen multipliziert wird .

b ) bei Versicherungsunternehmen die Summe der Brutto­
prämien; diese Summe umfaßt alle vereinnahmten sowie
alle noch zu vereinnahmenden Prämien aufgrund von
Versicherungsverträgen , die von diesen Unternehmen
oder für ihre Rechnung abgeschlossen worden sind ,
einschließlich etwaiger RückVersicherungsprämien und
abzüglich der aufgrund des Betrages der Prämie oder des
gesamten Prämienvolumens berechneten Steuern und
sonstigen Abgaben . Bei der Anwendung von Artikel 1
Absatz 2 Buchtabe b ) und Absatz 2 letzter Satzteil ist auf
die Bruttoprämien abzustellen , die von in der Gemein­
schaft bzw . in einem Mitgliedstaat ansässigen Personen
gezahlt werden .

(4 ) Der Umsatz eines beteiligten Unternehmens im Sinne
des Artikels 1 Absatz 2 setzt sich unbeschadet des Absatzes 2
zusammen aus den Umsätzen :

a ) des beteiligten Unternehmens ;

b ) der Unternehmen , in denen das beteiligte Unternehmen
unmittelbar oder mittelbar entweder

— mehr als die Hälfte des Kapitals oder des Betriebs­
vermögens besitzt oder

— über mehr als die Hälfte der Stimmrechte verfügt
oder

— mehr als die Hälfte der Mitglieder des Aufsichtsrats
oder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen Orga­
ne bestellen kann oder

— das Recht hat , die Geschäfte des Unternehmens zu
führen ;

c) der Unternehmen , die in dem beteiligten Unternehmen
die unter Buchstabe b ) bezeichneten Rechte oder Einfluß­
möglichkeiten haben ;

d) der Unternehmen , in denen ein unter Buchstabe c)
genanntes Unternehmen die unter Buchstabe b) bezeich­
neten Rechte oder Einflußmöglichkeiten hat ;

e ) der Unternehmen , in denen mehrere der unter den
Buchstaben a ) bis d ) genannten Unternehmen jeweils
gemeinsam die in Buchstabe b ) bezeichneten Rechte oder
Einflußmöglichkeiten haben.

( 5 ) Haben an dem Zusammenschluß beteiligte Unterneh­
men gemeinsam die in Absatz 4 Büchstabe b ) bezeichneten
Rechte oder Einflußmöglichkeiten, so gilt für die Berechnung
des Umsatzes der beteiligten Unternehmen im Sinne von
Artikel 1 Absatz 2 folgende Regelung :

a ) Nicht zu berücksichtigen sind die Umsätze mit Waren
und Dienstleistungen zwischen dem Gemeinschaftsun­
ternehmen und jedem der beteiligten Unternehmen oder
mit einem Unternehmen, das mit diesen im Sinne von
Absatz 4 Buchstaben b ) bis e ) verbunden ist .

b ) Zu berücksichtigen sind die Umsätze mit Waren und
Dienstleistungen zwischen dem Gemeinschaftsunterneh­

Artikel 5

Berechnung des Umsatzes

( 1 ) Für die Berechnung des Gesamtumsatzes im Sinne des
Artikel 1 Absatz 2 sind die Umsätze zusammenzuzählen,
welche die beteiligten Unternehmen im letzten Geschäftsjahr
mit Waren und Dienstleistungen erzielt haben und die dem
normalen geschäftlichen Tätigkeitsbereich der Unternehmen
zuzuordnen sind, unter Abzug von Erlösschmälerungen , der
Mehrwertsteuer und anderer unmittelbar auf den Umsatz
bezogener Steuern . Bei der Berechnung des Gesamtumsatzes
eines beteiligten Unternehmens werden die Umsätze zwi­
schen den in Absatz 4 des vorliegenden Artikels genannten
Unternehmens nicht berücksichtigt .

Der in der Gemeinschaft oder in einem Mitgliedstaat erzielte
Umsatz umfaßt den Umsatz , der mit Waren und Dienstlei­
stungen für Unternehmen oder Verbraucher in der Gemein­
schaft oder in diesem Mitgliedstaat erzielt wird .

(2 ) Wird der Zusammenschluß durch den Erwerb von
Teilen eines oder mehrerer Unternehmen bewirkt , so ist
ünabhängig davon, ob diese Teile eigene Rechtspersönlich­
keit besitzen , abweichend von Absatz 1 auf Seiten des
Veräußerers nur der Umsatz zu berücksichtigen, der auf die
veräußerten Teile entfällt .

Jedoch sind zwei oder mehr Erwerbsvorgänge im Sinne des
Unterabsatzes 1 , die innerhalb von zwei Jahren zwischen
denselben Personen oder Unternehmen getätigt werden , als
ein einziger Zusammenschluß anzusehen, der zum Zeitpunkt
des letzten Geschäftes stattfindet.

( 3 ) An die Stelle des Umsatzes tritt

a) bei Kredit- und sonstigen Finanzinstituten für die
Anwendung des Artikels 1 Absatz 2 Buchstabe a) ein
Zehntel der Bilanzsumme.

Bei der Anwendung des Artikels 1 Absatz 2 Buchstabe b)
und Absatz 2 letzter Satzteil tritt an die Stelle des in der
Gemeinschaft erzielten Gesamtumsatzes ein Zehntel der
Bilanzsumme , die mit dem Verhältnis zwischen den
Forderungen aufgrund von Geschäften mit in der
Gemeinschaft ansässigen Personen gegenüber Kredit­
instituten und Kunden und dem Gesamtbetrag dieser
Forderungen multipliziert wird .

Bei der Anwendung von Artikel 1 Absatz 2 letzter Satzteil
tritt an die Stelle des in einem Mitgliedstaat erzielten
Gesamtumsatzes ein Zehntel der Bilanzsumme, die mit
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men und jedem dritten Unternehmen. Diese Umsätze
sind den beteiligten Unternehmen zu gleichen Teilen
zuzurechnen .

erteilen , um schweren Schaden von einem oder mehreren an
dem Zusammenschluß beteiligten Unternehmen oder von
Dritten abzuwenden . Die Befreiung kann mit Bedingungen
und Auflagen verbunden werden , um die Voraussetzungen
für wirksamen Wettbewerb zu sichern . Sie kann jederzeit ,
auch vor der Anmeldung oder nach Abschluß des Rechtsge­
schäfts , beantragt und erteilt werden .

( 5 ) Die Wirksamkeit einer unter Mißachtung der Ab­
sätze 1 und 2 abgeschlossenen Rechtsgeschäfte ist von der
nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) oder nach Artikel 8
Absatz 2 bzw . Absatz 3 erlassenen Entscheidung oder von
dem Eintritt der in Artikel 10 Absatz 6 vorgesehenen Ver­
mutung abhängig.

Dieser Artikel berührt jedoch nicht die Wirksamkeit von
Rechtsgeschäften über Wertpapiere , einschließlich solcher ,
die in andere Wertpapiere konvertierbar sind , wenn diese
Wertpapiere zum Handel auf dem Markt eines oder mehrerer
Mitgliedstaaten zugelassen sind , der von staatlich anerkann­
ten Stellen reglementiert oder überwacht wird , regelmäßig
stattfindet und der Öffentlichkeit unmittelbar oder mittelbar
zugänglich ist , es sei denn , daß die Käufer oder die Verkäufer
wissen oder wissen müssen , daß das betreffende Rechtsge­
schäft unter Mißachtung des Absatzes 1 oder des Absatzes 2
abgeschlossen wird .

Artikel 6

Prüfung der Anmeldung und Einleitung des Verfahrens

( 1 ) Die Kommission beginnt unmittelbar nach dem Ein­
gang der Anmeldung mit deren Prüfung .

a ) Gelangt sie zu dem Schluß, daß der angemeldete Zusam­
menschluß nicht unter diese Verordnung fällt , so stellt sie
dies durch Entscheidung fest .

b ) Stellt sie fest , daß der angemeldete Zusammenschluß
zwar unter diese Verordnung fällt , jedoch keinen Anlaß
zu ernsthaften Bedenken hinsichtlich seiner Vereinbar­
keit mit dem Gemeinsamen Markt gibt , so trifft sie die
Entscheidung, keine Einwände zu erheben und erklärt
den Zusammenschluß für vereinbar mit dem Gemein­
samen Markt .

c ) Stellt sie hingegen fest , daß der angemeldete Zusammen­
schluß unter diese Verordnung fällt und Anlaß zu
ernsthaften Bedenken hinsichtlich seiner Vereinbarkeit
mit dem Gemeinsamen Markt gibt , so trifft sie die
Entscheidung, das Verfahren zu eröffnen .

(2 ) Die Kommission teilt ihre Entscheidung den beteilig­
ten Unternehmen und den zuständigen Behörden der Mit­
gliedstaaten unverzüglich mit .

Artikel 8

Entscheidungsbefugnisse der Kommission

( 1 ) Jedes nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c) eingeleitete
Verfahren wird unbeschadet des Artikels 9 durch eine
Entscheidung nach den Absätzen 2 bis 5 des vorläufigen
Artikels abgeschlossen .

(2 ) Stellt die Kommission fest , daß ein angemeldeter
Zusammenschluß gegebenenfalls nach entsprechenden Än­
derungen durch die beteiligten Unternehmen den Vorausset­
zungen des Artikels 2 Absatz 2 entspricht, so erklärt sie den
Zusammenschluß durch Entscheidung für vereinbar mit dem
Gemeinsamen Markt .

Sie kann diese Entscheidung mit Bedingungen und Auflagen
verbinden , um sicherzustellen , daß die beteiligten Unterneh­
men den Verpflichtungen nachkommen , die sie gegenüber
der Kommission hinsichtlich der Änderung des ursprüngli­
chen Zusammenschlußvorhabens eingegangen sind . Die
Entscheidung, mit der der Zusammenschluß für vereinbar
erklärt wird , erstreckt sich auch auf die mit seiner Durch­
führung unmittelbar verbundenen und für sie notwendigen
Einschränkungen .

( 3 ) Stellt die Kommission fest , daß ein Zusammenschluß
dem Kriterium des Artikels 2 Absatz 3 entspricht , so erklärt
sie den Zusammenschluß durch Entscheidung für mit dem
Gemeinsamen Markt nicht vereinbar .

(4 ) Ist der Zusammenschluß bereits vollzogen , so kann
die Kommission in einer Entscheidung nach Absatz 3 oder in
einer gesonderten Entscheidung die Trennung der erworbe­
nen oder zusammengefaßten Unternehmen oder Vermögens­

Artikel 7

Aufschub des Vollzugs von Zusammenschlüssen

( 1 ) Zur Anwendung des Absatzes 2 dieses Artikels darf
ein Zusammenschluß im Sinne des Artikels 1 weder vor der
Anmeldung noch während der aufdie Anmeldung folgenden
drei Wochen vollzogen werden .

( 2 ) Die Kommission kann nach vorläufiger Prüfung der
Anmeldung , die innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist
erfolgt , von Amts wegen beschließen, daß der Vollzug des
Zusammenschlusses bis zum Erlaß einer endgültigen Ent­
schließung ganz oder teilweise ausgesetzt bleibt , sofern sie
dies für erforderlich hält , um die volle Wirksamkeit jeder
späteren Entscheidung nach Artikel 8 Absätze 3 und 4 zu
gewährleisten , oder andere Maßnahmen zu diesem Zweck
treffen .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 stehen der Verwirklichung eines
öffentlichen Übernahme- oder Tauschangebots nicht entge­
gen, das nach Artikel 4 Absatz 1 bei der Kommission
angemeldet worden ist , sofern der Erwerber die mit den
Anteilen verbundenen Stimmrechte nicht ausübt oder nur zur
Erhaltung des vollen Wertes seiner Investition und aufgrund
einer von der Kommission nach Absatz 4 erteilten Befreiung
ausübt .

(4 ) Die Kommission kann auf Antrag Befreiungen von
den in den Absätzen 1 , 2 und 3 bezeichneten Pflichten
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werte , die Beendigung der gemeinsamen Kontrolle oder
andere Maßnahmen anordnen , die geeignet sind, wirksamen
Wettbewerb wiederherzustellen .

( 5 ) Die Kommission kann Entscheidungen nach Absatz 2
widerrufen :

a ) wenn die Vereinbarkeitserklärung auf unrichtigen Anga­
ben beruht , die von einem der beteiligten Unternehmen
zu vertreten sind , oder wenn sie arglistig herbeigeführt
worden ist , oder

b) wenn die beteiligten Unternehmen einer in der Entschei­
dung vorgesehenen Auflage zuwiderhandeln .

( 6 ) In den in Absatz 5 genannten Fällen kann die Kom­
mission eine Entscheidung nach Absatz 3 treffen , ohne an die
in Artikel 10 Absatz 3 genannte Frist gebunden zu sein .

sechs Wochen , falls die Kommission das Verfahren
aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b ) nicht
eingeleitet hat ; oder

b ) spätestens innerhalb einer Frist von drei Monaten nach
der Anmeldung des Zusammenschlusses , wenn die Kom­
mission das Verfahren nach Artikel 6 Absatz 1 Buch­
stabe c) eingeleitet , aber keine vorbereitenden Schritte
zum Erlaß der nach Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 2
oder Artikel 8 Absatz 3 oder 4 erforderlichen Maßnah­
men unternommen hat , um wirksamen Wettbewerb auf
dem betroffenen Markt aufrechtzuerhalten oder wieder­
herzustellen .

( 5 ) Hat die Kommission trotz Erinnerung durch den
betreffenden Mitgliedstaat innerhalb der in Absatz 4 Buch­
stabe b ) bezeichneten Dreimonatsfrist weder eine Entschei­
dung gemäß Absatz 3 über die Verweisung oder Nichtver­
weisung erlassen noch die in Absatz 4 Buchstabe b ) bezeich­
neten vorbereitenden Schritte unternommen, so gilt die
unwiderlegbare Vermutung , daß sie den Fall nach Absatz 3
Büchstabe b ) an den betreffenden Mitgliedstaat verwiesen
hat .

( 6 ) Die Veröffentlichung der Berichte oder die Bekannt­
machung der Schlußfolgerungen aus der Untersuchung über
den Zusammenschluß durch die zuständigen Behörden des
betreffenden Mitgliedstaats erfolgt spätestens vier Monate
nach der Verweisung durch die Kommission .

(7 ) Der räumliche Referenzmarkt besteht aus einem
Gebiet , auf dem die betroffenen Unternehmen als Anbieter
oder Nachfrager von Waren oder Dienstleistungen auftreten
und in dem die Wettbewerbsbedingungen hinreichend homo­
gen sind , und das sich von den benachbarten Gebieten
unterscheidet ; dies trifft insbesondere dann zu, wenn die in
ihm herrschenden Wettbewerbsbedingungen sich von denen
in den letztgenannten Gebieten deutlich unterscheiden . Bei
dieser Beurteilung ist besonders auf die Art und die Eigen­
schäften der betreffenden Waren oder Dienstleistungen
abzustellen , ferner auf das Vorhandensein von Zugangs­
schranken, auf Verbrauchergewohnheiten sowie auf das
Bestehen erheblicher Unterschiede bei den Marktanteilen der
Unternehmen oder nennenswerte Preisunterschiede zwi­
schen dem betreffenden Gebiet und den benachbarten Gebie­
ten .

( 8 ) In Anwendung dieses Artikels kann der betreffende
Mitgliedstaat nur die Maßnahmen ergreifen , die zur Auf­
rechterhaltung oder Wiederherstellung wirksamen Wettbe­
werbs auf dem betreffenden Markt unbedingt erforderlich
sind .

( 9 ) Zwecks Anwendung seiner innerstaatlichen Wettbe­
werbsvorschriften kann jeder Mitgliedstaat aufgrund der
einschlägigen Vorschriften des Vertrages beim Gerichtshof
Klage erheben , und insbesondere die Anwendung des Arti­
kels 186 beantragen .

( 10 ) Der vorliegende Artikel wird spätestens zum Ende
des vierten Jahres nach Erlaß dieser Verordnung einer
Überprüfung unterzogen .

Artikel 9

Verweisung an die zuständigen Behörden
der Mitgliedstaaten

( 1 ) Die Kommission kann einen angemeldeten Zusam­
menschluß durch Entscheidung unter den folgenden Voraus­
setzungen an die zuständige Behörde des betreffenden Mit­
gliedsstaats verweisen ; sie unterrichtet die beteiligten Unter­
nehmen und die zuständigen Behörden der übrigen Mitglied­
staaten unverzüglich von dieser Entscheidung.

(2 ) Ein Mitgliedstaat kann der Kommission binnen drei
Wochen nach Erhalt der Abschrift der Anmeldung mitteilen ,
daß ein Zusammenschluß eine beherrschende Stellung zu
begründen oder zu verstärken droht , durch die wirksamer
Wettbewerb auf einem Markt in diesem Mitgliedstaat , der
alle Merkmale eines gesonderten Marktes aufweist , erheb­
lich behindert würde , unabhängig davon , ob dieser einen
wesentlichen Teil des Gemeinsamen Marktes ausmacht oder
nicht ; die Kommission unterrichtet die beteiligten Unterneh­
men von dieser Mitteilung.

( 3 ) Ist die Kommission der Auffassung, daß unter Berück­
sichtigung des Marktes der betreffenden Waren oder Dienst­
leistungen und des räumlichen Referenzmarktes im Sinne des
Absatzes 7 ein solcher gesonderter Markt und eine solche
Gefahr bestehen ,

a ) so behandelt sie entweder selbst den Fall , um auf dem
betreffenden Markt wirksamen Wettbewerb aufrechtzu­
erhalten oder wiederherzustellen oder

b) verweist sie den Fall an die zuständige Behörde des
betreffenden Mitgliedstaats , damit die Wettbewerbsvor­
schriften dieses Mitgliedstaats angewendet werden .

Ist die Kommission dagegen der Auffassung, daß ein solcher
gesonderter Markt oder eine solche Gefahr nicht bestehen, so
stellt sie dies durch Entscheidung fest, die sie an den
betreffenden Mitgliedstaat richtet .

(4 ) Die Entscheidung über die Verweisung oder Nichtver­
weisung nach Absatz 3 ergeht

a) entweder — und in der Regel — innerhalb der in
Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Frist von
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des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet sich der Wohnsitz der
Person oder der Sitz des Unternehmens bzw. der Unterneh­
mensvereinigung befindet , gleichzeitig eine Kopie davon .

( 3 ) In ihrem Auskunftsverlangen weist die Kommission
auf die Rechtsgrundlagen und den Zweck des Auskunftsver­
langens sowie auf die in Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b ) für
den Fall der Erteilung einer unrichtigen Auskunft vorgesehe­
nen Sanktionen hin.

(4 ) Zur Erteilung der erforderlichen Auskünfte sind bei
Unternehmen die Inhaber oder deren Vertreter , bei juristi­
schen Personen , Gesellschaften und nicht rechtsfähigen
Vereinen die nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung
berufenen Personen verpflichtet .

( 5 ) Wird eine von Personen , Unternehmen oder Unter­
nehmensvereinigungen verlangte Auskunft innerhalb einer
von der Kommission festgesetzten Frist nicht oder nicht
vollständig erteilt , so fordert die Kommission die Auskunft
durch Entscheidung an . Die Entscheidung bezeichnet die
geforderten Auskünfte , bestimmt eine angemessene Frist zur
Erteilung der Auskünfte und weist auf die in Artikel 14
Absatz 1 Buchstabe b ) und Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe a)
vorgesehenen Sanktionen sowie auf das Recht hin , beim
Gerichtshof Klage gegen die Entscheidung zu erheben .

( 6 ) Die Kommission übermittelt der zuständigen Behörde
des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet sich der Wohnsitz der
Person oder der Sitz des Unternehmens oder der Unterneh­
mensvereinigung befindet, gleichzeitig eine Kopie der Ent­
scheidung .

Artikel 10

Fristen für die Einleitung des Verfahrens und für
Entscheidungen

( 1 ) Die Entscheidungen nach Artikel 6 Absatz 1 ergehen
innerhalb einer Frist von höchstens einem Monat . Die Frist
beginnt mit dem Tag, der auf den Tag des Eingangs der
Anmeldung folgt , oder , wenn die bei der Anmeldung zu
erteilenden Auskünfte unvollständig sind, mit dem Tag, der
auf den Tag des Eingangs der vollständigen Auskünfte
folgt.

Die Frist beträgt sechs Wochen , wenn der Kommission eine
Mitteilung eines Mitgliedstaats gemäß Artikel 9 Absatz 2
zugeht .

( 2 ) Entscheidungen nach Artikel 8 Absatz 2 über ange­
meldete Zusammenschlüsse sind zu erlassen , sobald offen­
kundig ist , daß die ernsthaften Bedenken im Sinne des
Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe c) insbesondere ausgeräumt
sind , spätestens jedoch innerhalb der nach Absatz 3 festge­
setzten Frist .

( 3 ) Unbeschadet des Artikels 8 Absatz 6 müssen die in
Artikel 8 Absatz 3 bezeichneten Entscheidungen über ange­
meldete Zusammenschlüsse innerhalb einer Frist von höch­
stens vier Monaten nach der Einleitung des Verfahrens
erlassen werden .

(4 ) Die in Absatz 3 genannte Frist wird ausnahmsweise
gehemmt, wenn die Kommission durch Umstände , die von
einem an dem Zusammenschluß beteiligten Unternehmen zu
vertreten sind , gezwungen war , eine Auskunft im Wege der
Entscheidung nach Artikel 11 anzufordern oder eine Nach­
prüfung durch Entscheidung nach Artikel 13 anzuordnen .

(5 ) Wird eine nach dieser Verordnung erlassene Entschei­
dung der Kommission durch Urteil des Gerichtshofs ganz
oder teilweise für nichtig erklärt , so beginnen die in dieser
Verordnung festgelegten Fristen mit dem Tage der Verkün­
dung des Urteils von neuem .

( 6 ) Hat die Kommission innerhalb der in Absatz 1 und in
Absatz 3 dieses Artikels genannten Fristen keine Entschei­
dung nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) oder c ) oder nach
Artikel 8 Absatz 2 oder 3 erlassen , so gilt der Zusammen­
schluß unbeschadet des Artikels 9 als mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar erklärt .

Artikel 12

Nachprüfungen durch Behörden der Mitgliedstaaten

( 1 ) Auf Ersuchen der Kommission nehmen die zuständi­
gen Behörden der Mitgliedstaaten diejenigen Nachprüfungen
vor , die die Kommission aufgrund des Artikels 13 Absatz 1
für erforderlich hält oder die sie in einer Entscheidung nach
Artikel 13 Absatz 3 angeordnet hat . Die mit der Durchfüh­
rung der Nachprüfungen beauftragten Bediensteten der
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten üben ihre Befug­
nisse unter Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrags der
zuständigen Behörde desjenigen Mitgliedstaats aus , in dessen
Gebiet die Nachprüfung stattfinden soll . In dem Prüfungs­
auftrag sind Gegenstand und Zweck der Nachprüfung zu
bezeichnen .

( 2 ) Bedienstete der Kommission können auf Antrag der
Kommission oder auf Antrag der zuständigen Behörde des
Mitgliedstaats , in dessen Gebiet die Nachprüfung stattfindet ,
die Bediensteten dieser Behörde bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben unterstützen .

Artikel 11

Auskunftsverlangen

( 1 ) Die Kommission kann zur Erfüllung der ihr mit dieser
Verordnung übertragenen Aufgaben von den Regierungen
und den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten von den
in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b ) bezeichneten Personen
sowie den Unternehmen und Unternehmensvereinigungen
alle erforderlichen Auskünfte einholen.

(2 ) Richtet die Kommission ein Auskunftsverlangen an
eine Person, an ein Unternehmen oder an eine Unterneh­
mensvereinigung , so übermittelt sie der zuständigen Behörde

Artikel 13

Nachprüfungsbefugnisse der Kommission

( 1 ) Die Kommission kann zur Erfüllung der ihr mit dieser
Verordnung übertragenen Aufgaben bei Unternehmen und
Unternehmensvereinigungen alle erforderlichen Nachprü­
fungen vornehmen .
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nehmensvereinigungen durch Entscheidung Geldbußen in
Höhe von 1 000 bis 50 000 ECU festsetzen , wenn sie
vorsätzlich oder fahrlässig

a ) die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4
unterlassen ,

b ) in einer Anmeldung nach Artikel 4 unrichtige oder
entstellte Angaben machen ,

c ) eine nach Artikel 11 verlangte Auskunft unrichtig oder
nicht innerhalb der in einer Entscheidung nach Artikel 1 1
gesetzten Frist erteilen ,

d ) bei Nachprüfungen nach Artikel 12 oder Artikel 13 die
angeforderten Bücher oder sonstigen Geschäftsunterla­
gen nicht vollständig vorlegen oder die in einer Entschei­
dung nach Artikel 13 angeordnete Nachprüfung nicht
dulden.

(2 ) Die Kommission kann gegen Personen oder Unterneh­
men durch Entscheidung Geldbußen in Höhe von bis zu
10 v . H. des von den beteiligten Unternehmen erzielten
Gesamtumsatzes im Sinne von Artikel 5 festsetzen, wenn sie
vorsätzlich oder fahrlässig

a ) einer durch Entscheidung nach Artikel 7 Absatz 4 oder
nach Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 erteilten Auflage
zuwiderhandeln,

b ) einen Zusammenschluß entgegen Artikel 7 Absatz 1 oder
unter Mißachtung einer Entscheidung nach Artikel 7
Absatz 2 vollziehen,

c ) einen durch Entscheidung nach Artikel 8 Absatz 3 für
unvereinbar mit dem Gemeinsamen Markt erklärten
Zusammenschluß vollziehen oder die in einer Entschei­
dung nach Artikel 8 Absatz 4 angeordneten Maßnahmen
nicht durchführen .

( 3 ) Bei der Festsetzung der Höhe der Geldbuße ist die Art
und die Schwere des Verstoßes zu berücksichtigen .

(4 ) Die Entscheidungen aufgrund der Absätze 1 und 2
sind nicht strafrechtlicher Art.

Zu diesem Zweck verfügen die beauftragten Bediensteten der
Kommission über die nachstehenden Befugnisse :

a ) Sie können die Bücher und sonstigen Geschäftsunterla­
gen prüfen ;

b ) sie können Kopien von oder Auszüge aus Büchern und
Geschäftsunterlagen anfertigen oder anfordern ;

c) sie können mündliche Erklärungen an Ort und Stelle
anfordern ;

d ) sie können alle Räumlichkeiten , Grundstücke und
Transportmittel der Unternehmen betreten .

(2) Die mit der Nachprüfung beauftragten Bediensteten
der Kommission üben ihre Befugnisse unter Vorlage eines
schriftlichen Prüfungsauftrags aus , in dem Gegenstand und
Zweck der Nachprüfung bezeichnet sind und in dem auf die
in Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe c) vorgesehenen Sanktionen
für den Fall hingewiesen wird , daß die angeforderten Bücher
oder sonstigen Geschäftsunterlagen nicht vollständig vorge­
legt werden . Die Kommission unterrichtet die zuständige
Behörde des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet die Nachprü­
fung stattfindet , rechtzeitig vor der Nachprüfung in schrift­
licher Form über Prüfungsauftrag und Person der beauftrag­
ten Bediensteten .

( 3 ) Unternehmen und Unternehmensvereinigungen sind
verpflichtet , die von der Kommission mit Entscheidung
angeordnete Nachprüfung zu dulden. Die Entscheidung
bezeichnet den Gegenstand und den Zweck der Nachprü­
fung, bestimmt den Zeitpunkt ihres Beginns und weist auf die
in Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d ) und Artikel 15 Absatz 1
Büchstabe b) vorgesehenen Sanktionen sowie auf das Recht
hin , beim Gerichtshof Klage gegen die Entscheidung zu
erheben .

(4 ) Die Kommission unterrichtet die zuständige Behörde
des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet die Nachprüfung vor­
genommen werden soll , rechtzeitig in schriftlicher Form
über ihre Absicht, eine Entscheidung nach Absatz 3 zu
erlassen . Sie trifft ihre Entscheidung nach Anhörung dieser
Behörde.

( 5 ) Bedienstete der zuständigen Behörde des Mitglied­
staats , in dessen Gebiet die Nachprüfung vorgenommen
werden soll , können auf Antrag dieser Behörde oder auf
Antrag der Kommission die Bediensteten der Kommission bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstützen .

( 6 ) Widersetzt sich ein Unternehmen oder eine Unterneh­
mensvereinigung einer aufgrund dieses Artikels angeordne­
ten Nachprüfung, so gewährt der betreffende Mitgliedstaat
den beauftragten Bediensteten der Kommission die erforder­
liche Unterstützung bei der Durchführung ihrer Nachprü­
fungen . Zu diesem Zweck treffen die Mitgliedstaaten inner­
halb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Verordnung und
nach Anhörung der Kommission die erforderlichen Maß­
nahmen.

Artikel 15

Zwangsgelder

( 1 ) Die Kommission kann gegen die in Artikel 3 Absatz 1
Buchstabe b) bezeichneten Personen, Unternehmen oder
Unternehmensvereinigungen durch Entscheidung Zwangs­
gelder bis zu einem Höchstbetrag von 25 000 ECU für jeden
Tag des Verzuges von dem in der Entscheidung bestimmten
Zeitpunkt an festsetzen , uip sie zu folgendem Verhalten
anzuhalten:

a ) eine Auskunft vollständig und richtig zu erteilen , die sie
in einer Entscheidung nach Artikel 1 1 angefordert hat ,

b ) eine Nachprüfung zu dulden, die sie in eineer Entschei­
dung nach Artikel 13 angeordnet hat .

(2 ) Die Kommission kann gegen in Artikel 3 Absatz 1
Buchstabe b ) bezeichnete Personen oder gegen Unternehmen

Artikel 14

Geldbußen

( 1 ) Die Kommission kann gegen in Artikel 3 Absatz 1
Buchstabe b) genannte Personen, Unternehmen oder Unter­
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durch Entscheidung Zwangsgelder bis zu einem Höchst­
betrag von 100 000 ECU für jeden Tag des Verzuges von
dem in der Entscheidung bestimmten Zeitpunkt an festset­
zen , um sie zu folgendem Verhalten anzuhalten :

a) eine Auflage zu erfüllen , die durch Entscheidung nach
Artikel 7 Absatz 4 oder nach Artikel 8 Absatz 2
Unterabsatz 2 festgesetzt wurde;

b ) die Maßnahmen durchzuführen , die sich aus einer
Entscheidung nach Artikel 8 Absatz 4 ergeben .

( 3 ) Sind die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) bezeich­
neten Personen , Unternehmen oder Unternehmensvereini­
gungen der Verpflichtung nachgekommen, zu deren Erfül­
lung das Zwangsgeld festgesetzt worden war , so kann die
Kommission die endgültige Höhe des Zwangsgelds auf einen
Betrag festsetzen , der unter dem Betrag liegt , der sich aus der
ursprünglichen Entscheidung ergeben würde .

ihnen gegenüber geltend gemachten Einwänden in allen
Abschnitten des Verfahrens bis zur Anhörung des Beraten­
den Ausschusses zu äußern .

( 2 ) Abweichend von Absatz 1 können Entscheidungen
über den weiteren Aufschub des Vollzugs oder über die
Erteilung von Befreiungen gemäß Artikel 7 Absätze 2 und 4
vorläufig erlassen werden , ohne den betroffenen Personen ,
Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen zuvor Gele­
genheit zur Äußerung zu geben, sofern die Kommission dies
unverzüglich nach dem Erlaß ihrer Entscheidung nach­
holt .

( 3 ) Die Kommission stützt ihre Entscheidungen nur auf
die Einwände , zu denen die Betroffenen Stellung nehmen
konnten. Das Recht der Betroffenen auf Verteidigung wäh­
rend des Verfahrens wird in vollem Umfang gewährleistet .
Zumindest die unmittelbar Betroffenen haben das Recht der
Akteneinsicht , wobei die berechtigten Interessen der Unter­
nehmen an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse zu
berücksichtigen sind .

(4 ) Sofern die Kommission oder . die zuständigen Behör­
den der Mitgliedstaaten es für erforderlich halten , können sie
auch andere natürliche oder juristische Personen anhören .
Wenn natürliche oder juristische Personen, die ein hinrei­
chendes Interesse darlegen , und insbesondere Mitglieder der
Leistungsorgane der beteiligten Unternehmen oder rechtlich
anerkannte Vertreter der Arbeitnehmer dieser Unternehmen
einen Antrag auf Anhörung stellen , so ist ihrem Antrag
stattzugeben .

Artikel 16

Nachprüfung durch den Gerichtshof

Bei Klagen gegen Entscheidungen der Kommission , in denen
eine Geldbuße oder ein Zwangsgeld festgesetzt ist , hat der
Gerichtshof die B efugnis zu unbeschränkter Ermessensnach­
prüfung der Entscheidung im Sinne von Artikel 172 des
Vertrages ; er kann die Geldbuße oder das Zwangsgeld
aufheben, herabsetzen oder erhöhen.

Artikel 1 7

Berufsgeheimnis

( 1 ) Die bei Anwendung der Artikel 11 , 12 , 13 und 18
erlangten Kenntnisse dürfen nur zu dem mit der Auskunft ,
Nachprüfung oder Anhörung verfolgten Zweck verwertet
werden .

(2 ) Unbeschadet des Artikels 4 Absatz 3 sowie der Arti­
kel 18 und 20 sind die Kommission und die zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten sowie ihre Beamten und
sonstigen Bediensteten verpflichtet , Kenntnisse nicht preiszu­
geben , die sie bei Anwendung dieser Verordnung erlangt
haben und die ihrem Wesen nach unter das Berufsgeheimnis
fallen .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 stehen der Veröffentlichung von
Übersichten oder Zusammenfassungen, die keine Angaben
über einzelne Unternehmen oder Unternehmensvereinigun­
gen enthalten , nicht entgegen.

Artikel 19

Verbindung mit den Behörden der Mitgliedstaaten

( 1 ) Die Kommission übermittelt den zuständigen Behör­
den der Mitgliedstaaten binnen dreier Arbeitstage eine Kopie
der Anmeldungen und so bald wie möglich die wichtigsten
Schriftstücke , die in Anwendung dieser Verordnung bei ihr
eingereicht oder von ihr übermittelt werden .

(2) Die Kommission führt die in dieser Verordnung
vorgesehenen Verfahren in enger und stetiger Verbindung
mit den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten durch ;
diese sind berechtigt , zu diesen Verfahren Stellung zu
nehmen . Im Hinblick auf die Anwendung des Artikels 9
holt sie die in Absatz 2 desselben Artikels bezeichneten
Auskünfte der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
ein ; sie gibt ihnen Gelegenheit , sich in allen Abschnitten des
Verfahrens bis zum Erlaß einer Entscheidung nach Absatz 3
des genannten Artikels zu äußern und gewährt ihnen zu
diesem Zweck Akteneinsicht .

(3 ) Ein Beratender Ausschuß für die Kontrolle von Unter­
nehmenszusammenschlüssen ist vor jeder Entscheidung nach
Artikel 8 Absätze 2 bis 5 sowie nach den Artikeln 14 und 15
und vor dem Erlaß von Bestimmungen nach Artikel 23
anzuhören .

(4 ) Der Beratende Auschuß setzt sich aus Vertretern der
Behörden der Mitgliedstaaten zusammen . Jeder Mitglied­
staat bestimmt einen oder zwei Vertreter , die im Falle der

Artikel 18

Anhörung Beteiligter und Dritter

( 1 ) Vor Entscheidungen aufgrund des Artikels 7 Ab­
sätze 2 und 4 , des Artikels 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 , des
Artikels 8 Absätze 3 , 4 und 5 sowie der Artikel 14 und 1 5 gibt
die Kommission den betroffenen Personen , Unternehmen
und Unternehmensvereinigungen Gelegenheit , sich zu den
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gemäß Artikel 9 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe b ) oder
Artikel 9 Absatz 5 die in Anwendung des Artikels 9 Absatz 8
unbedingt erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen .

(3 ) Unbeschadet der Absätze 1 und 2 können die Mit­
gliedstaaten geeignete Maßnahmen zum Schutz anderer
berechtigter Interessen als derjenigen treffen , welche in dieser
Verordnung berücksichtigt werden , sofern diese Interessen
mit den allgemeinen Grundsätzen und den übrigen Bestim­
mungen des Gemeinschaftsrechts vereinbar sind .

Im Sinne des Unterabsatzes 1 gelten als berechtigte Interessen
die öffentliche Sicherheit , die Medienvielfalt und die Auf­
sichtsregeln .

Jedes andere öffentliche Interesse muß der betreffende Mit­
gliedstaat der Kommission mitteilen ; diese muß es nach
Prüfung seiner Vereinbarkeit mit den allgemeinen Grundsät­
zen und den sonstigen Bestimmungen des Gemeinschafts­
rechts vor Anwendung der genannten Maßnahmen anerken­
nen . Die Kommission gibt dem betreffenden Mitgliedstaat
ihre Entscheidung binnen eines Monats nach der entspre­
chenden Mitteilung bekannt .

Verhinderung durch jeweils einen anderen Vertreter ersetzt
werden können . Mindestens einer dieser Vertreter muß für
Kartell- und Monopolfragen zuständig sein .

( 5 ) Die Anhörung erfolgt in einer gemeinsamen Sitzung,
die die Kommission anberaumt und in der sie den Vorsitz
führt . Der Anberaumung sind eine Darstellung des Sachver­
halts unter Angabe der wichtigsten Schriftstücke sowie ein
Entscheidungsentwurf für jeden zu behandelnden Fall bei­
zufügen . Die Sitzung findet frühestens vierzehn Tage nach
der Anberaumung statt . Die Kommission kann diese Frist
in Ausnahmefällen in angemessener Weise verkürzen , um
schweren Schaden von einem oder mehreren an dem Zusam­
menschluß beteiligten Unternehmen abzuwenden .

(6 ) Der Beratende Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu
dem Entscheidungsentwurf der Kommission — erforderli­
chenfalls durch Abstimmung — ab . Der Beratende Ausschuß
kann seine Stellungnahme abgeben , auch wenn Mitglieder
des Ausschusses oder ihre Vertreter nicht anwesend sind .
Diese Stellungnahme ist schriftlich niederzulegen und dem
Entscheidungsvorschlag beizufügen . Die Kommission be­
rücksichtigt soweit wie möglich die Stellungnahme des
Ausschusses . Sie unterrichtet den Ausschuß darüber , inwie­
weit sie seine Stellungnahme berücksichtigt hat .

(7) Der Beratende Ausschuß kann die Veröffentlichung
der Stellungnahme empfehlen . Die Kommission kann diese
Veröffentlichung vornehmen . Bei der Entscheidung über die
Veröffentlichung wird das berechtigte Interesse der Unter­
nehmen an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse sowie
das Interesse der beteiligten Unternehmen an einer solchen
Veröffentlichung gebührend berücksichtigt .

Artikel 20

Veröffentlichung von Entscheidungen

( 1 ) Die Kommission veröffentlicht die nach Artikel 8
Absätze 2 bis 5 erlassenen Entscheidungen im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften.

(2 ) Die Veröffentlichung erfolgt unter Angabe der Betei­
ligten und des wesentlichen Inhalts der Entscheidung: sie
muß den berechtigten Interessen der Unternehmen an der
Wahrung ihrer Geschäftsgeheinmisse Rechnung tragen .

Artikel 22

Anwendung dieser Verordnung

( 1 ) Für Zusammenschlüsse im Sinne des Artikels 3 gilt
allein diese Verordnung.

(2 ) Die Verordnungen Nr. 17 ( a ), (EWG) Nr . 1017/
68 (2 ), (EWG ) Nr . 4056 / 86 ( 3 ) und (EWG) Nr. 3975 / 87 ( 4 )
finden auf Zusammenschlüsse im Sinne des Artikels 3 keine
Anwendung.

( 3 ) Stellt die Kommission auf Antrag eines Mitgliedstaats
fest, daß ein Zusammenschluß im Sinne von Artikel 3 , der
jedoch keine gemeinschaftsweite Bedeutung im Sinne des
Artikels 1 hat , eine beherrschende Stellung begründet oder
verstärkt , durch welche wirksamer Wettbewerb im Gebiet
des betreffenden Mitgiiedstaats erheblich behindert wird , so
kann die Kommission — sofern dieser Zusammenschluß den
Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigt — die in
Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 sowie in Artikel 8 Absätze 3
und 4 vorgesehenen Entscheidungen erlassen .

(4 ) Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a) und b), die Artikel 5 ,
6 , 8 und 10 bis 20 finden Anwendung. Die Frist für die
Eröffnung des Verfahrens nach Artikel 10 Absatz 1 beginnt
mit dem Zeitpunkt , in welchem der Antrag des Mitglied­
staats eingeht . Das Verfahren muß spätestens binnen eines
Monats nach der Unterrichtung des Mitgliedstaats über den
Zusammenschluß oder dessen Durchführung eröffnet wer­
den . Diese Frist beginnt mit dem ersten der vorgenannten
Handlungen.

( 5 ) Die Kommission trifft in Anwendung von Absatz 3
nur die Maßnahmen , die unbedingt erforderlich sind, um

Artikel 21

Zuständigkeit

( 1 ) Vorbehaltlich der Nachprüfung durch den Gerichts­
hof ist die Kommission ausschließlich dafür zuständig , die
in dieser Verordnung vorgesehenen Entscheidungen zu
erlassen .

(2) Die Mitgliedstaaten wenden ihr innerstaatliches Wett­
bewerbsrecht nicht auf Zusammenschlüsse von gemein­
schaftsweiter Bedeutung an.

Unterabsatz 1 berührt nicht die Befugnis der Mitgliedstaa­
ten , die zur Anwendung des Artikels 9 Absatz 2 erforderli­
chen Ermittlungen vorzunehmen und nach einer Verweisung

0 ) ABl . Nr. 13 vom 21 . 2 . 1962 , S. 204 / 62 .
H ABl. Nr. L 175 vom 23 . 7 . 1968 , S. 1 .
( 3 ) ABl . Nr. L 378 vom 31 . 12 . 1986 , S. 4 .
( 4 ) ABl . Nr. L 374 vom 31 . 12 . 1987 , S. 1 .
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wirksamen Wettbewerb im Gebiet des Mitgliedstaats zu
wahren oder wiederherzustellen , auf dessen Antrag hin sie
tätig geworden ist .

( 6 ) Die Absätze 3 , 4 und 5 finden Anwendung, bis die
in Artikel 1 Absatz 2 festgelegten Schwellen revidiert wer­
den .

( 3 ) Stellt die Kommission im Rahmen der in Absatz 2
genannten Berichte oder aufgrund anderer Informationen
fest , daß ein Drittland Unternehmen aus der Gemeinschaft
nicht eine Behandlung einräumt , die derjenigen vergleichbar
ist , die die Gemeinschaft den Unternehmen dieses Drittlands
gewährt , so kann sie dem Rat Vorschläge unterbreiten , um
ein geeignetes Mandat für Verhandlungen mit dem Ziel zu
erhalten , für Unternehmen aus der Gemeinschaft eine ver­
gleichbare Behandlung zu erreichen .

(4 ) Die nach diesem Artikel getroffenen Maßnahmen
müssen mit den Verpflichtungen der Gemeinschaft oder der
Mitgliedstaaten vereinbar sein , die sich — unbeschadet des
Artikels 234 des Vertrages — aus internationalen Verein­
barungen bilateraler oder multilateraler Art ergeben .

Artikel 23

Durchführungsbestimmungen

Die Kommission ist ermächtigt, Durchführungsbestimmun­
gen über Form, Inhalt und andere Einzelheiten der Anmel­
dungen nach Artikel 4 , über die nach Artikel 10 festge­
setzten Fristen sowie über die Anhörung nach Artikel 18 zu
erlassen .

Artikel 25

Inkrafttreten

( 1 ) Diese Verordnung tritt am 21 . September 1990 in
Kraft .

(2 ) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf
Zusammenschlüsse , die vor dem Zeitpunkt des Inkraft­
tretens dieser Verordnung Gegenstand eines Vertragsab­
schlusses oder einer Veröffentlichung im Sinne von Artikel 4
Absatz 1 gewesen oder durch einen Erwerb im Sinne dersel­
ben Vorschrift zustande gekommen sind ; auf keinen Fall
findet sie Anwendung auf Zusammenschlüsse hinsichtlich
deren eine für den Wettbewerb zuständige Behörde eines
Mitgliedstaats vor dem vorgenannten Zeitpunkt ein Verfah­
ren eröffnet hat .

Artikel 24

Beziehungen zu Drittländern

( 1 ) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission
über die allgemeinen Schwierigkeiten , auf die ihre Unterneh­
men bei Zusammenschlüssen gemäß Artikel 3 in einem
Drittland stoßen .

(2 ) Die Kommission erstellt erstmals spätestens ein Jahr
nach Inkrafttreten dieser Verordnung und in der Folge
regelmäßig einen Bericht , der die Behandlung von Unterneh­
men aus der Gemeinschaft im Sinne der Absätze 3 und 4 bei
Zusammenschlüssen in Drittländern untersucht. Die Kom­
mission übermittelt diese Berichte dem Rat und fügt ihnen
gegebenenfalls Empfehlungen bei .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1989 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

E. CRESSON

NB: Die Erklärungen zum Ratsprotoköll bezüglich dieser Verordnung werden zu einem späteren
Zeitpunkt im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht .
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE DES RATES

vom 11 . Dezember 1989

zur Regelung der veterinärrechtlichen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im
Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt

( 89 / 662/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 43 ,

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Gemeinschaft muß Maßnahmen erlassen , um den Bin­
nenmarkt bis zum 31 . Dezember 1992 schrittweise zu
verwirklichen .

Das reibungslose Funktionieren der gemeinsamen Markt­
organisationen für tierische Erzeugnisse und Erzeugnisse
tierischen Ursprungs erfordert die Beseitigung veterinär­
rechtlicher Hindernisse , die der Entwicklung des irinerge­
meinschaftlichen Handels mit den betreffenden Erzeugnissen
im Wege stehen . Der freie Verkehr mit landwirtschaftlichen
Erzeugnissen ist ein Grundbestandteil der gemeinsamen
Marktorganisationen; er soll die rationelle Entwicklung der
Agrarerzeugung und den optimalen Einsatz der Produktions­
faktoren ermöglichen .

Im Veterinärbereich finden an den Grenzen Kontrollen zum
Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier statt .

Ziel ist es , die veterinärrechtlichen Kontrollen auf den
Abgangsort zu beschränken . Um dieses Ziel zu erreichen,
müssen die wesentlichen Anforderungen an den Schutz der
Gesundheit von Mensch und Tier harmonisiert werden .

Im Hinblick auf die Verwirklichung des Binnenmarkts
empfiehlt es sich , bis zur Erreichung dieses Zieles den
Schwerpunkt der Kontrollen auf den Abgangsort zu verla­
gern und zu regeln , welche Kontrollen am Bestimmungsort
durchgeführt werden können . Dadurch soll die Abschaffung
der veterinärrechtlichen Kontrollen an den Binnengrenzen
der Gemeinschaft ermöglicht werden .

Diese Lösung erfordert ein größeres Vertrauen in die veteri­
närrechtlichen Kontrollen des Versandmitgliedstaats, Die­
sem obliegt es , dafür Sorge zu tragen , daß diese veterinär­
rechtlichen Kontrollen in angemessener Weise erfolgen .

Im Bestimmungsmitgliedstaat können veterinärrechtliche
Kontrollen durch Stichproben am Bestimmungsort durchge­
führt werden . Besteht jedoch begründeter Verdacht auf
Unregelmäßigkeiten , so kann die veterinärrechtliche Kon­
trolle bereits auf dem Transportweg der Ware erfolgen .

Die Mitgliedstaaten müssen in einem vorzulegenden Plan
klarstellen , in welcher Weise sie die Kontrollen vorzunehmen
beabsichtigen; diese Pläne müssen Gegenstand einer gemein­
schaftlichen Genehmigung sein.

Es empfiehlt sich zu regeln , wie zu verfahren ist , wenn bei
einer veterinärrechtlichen Kontrolle Unregelmäßigkeiten
beim Versand festgestellt werden . Dabei ist von drei Mög­
lichkeiten auszugehen : je nachdem ist zu regeln , welche
Abhilfe erstens bei unvollständigen Papieren getroffen wer­
den kann, wie zweitens die Gefahren zu beseitigen sind , wenn
eine Tierseuche , eine neuartige schwere und ansteckende
Krankheit oder sonstige Gesundheitsgefahren für Mensch

(>) ABl . Nr . C 225 vom 31 . 8 . 1988 , S. 4 .
(2 ) ABl . Nr . C 326 vom 19 . 12 . 1988 , S. 28 .
( 3 ) ABl . Nr. L 56 vom 6 . 3 . 1989 , S. 7 .
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1 . veterinärrechtliche Kontrolle : jede physische Kontrolle
und/ oder jede Verwaltungsformalität , die Erzeugnisse
im Sinne von Artikel 1 betrifft und mittelbar oder
unmittelbar den Schutz der menschlichen und tierischen
Gesundheit bezweckt;

2 . Handel : der Warenaustausch zwischen Mitgliedstaaten
im Sinne des Artikels 9 Absatz 2 des Vertrages ;

3 . Betrieb : Jeder Betrieb , der der Erzeugung , Lagerung oder
Bearbeitung der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
dient ;

4 . zuständige Behörde : für die Durchführung der Veterinär­
rechtlichen Kontrollen zuständige Zentralbehörde eines
Mitgliedstaats oder eine von dieser damit beauftragten
Stelle ;

5 . amtlicher Tierarzt : von der zuständigen Zentralbehörde
des Mitgliedstaats bestellter Tierarzt .

und Tier festgestellt wurden , während die dritte Regelung
den Fall betrifft , daß die Waren aus anderen als den
vorgenannten Gründen den Vorschriften nicht entspre­
chen .

Es empfiehlt sich , ein Verfahren zur Beilegung von Streitfäl­
len , die im Zusammenhang mit Sendungen aus einer Einrich­
tung, einem Produktionszentrum oder einem Unternehmen
auftreten können , festzulegen . .

Es empfiehlt sich , eine Schutzregelung vorzusehen . Insbeson­
dere aus Gründen der Effizienz muß in diesem Bereich die
Verantwortung in erster Linie beim Versandmitgliedstaat
liegen . Die Kommission muß die Möglichkeit haben , insbe­
sondere durch Besichtigungen vor Ort und durch Ergreifen
der zweckdienlichen Maßnahmen unverzüglich tätig zu
werden .

Um ihren Zweck zu erfüllen , müssen die Vorschriften dieser
Richtlinie alle Waren erfassen, für die im innergemeinschaft­
lichen Handel veterinärrechtliche Bedingungen gelten .

Im Hinblick auf bestimmte Tierseuchen befinden sich die
Mitgliedstaaten noch in einer voneinander unterschiedlichen
Lage des Gesundheitsbereichs ; bis zu einer gemeinschaft­
lichen Annäherung bei der Bekämpfung dieser Krankheiten
sollte die Frage der Kontrollen des innergemeinschaftlichen
Handels mit lebenden Tieren zurückgestellt und eine Doku­
mentenkontrolle während der Beförderung gestattet werden .
Bis zum Erlaß von Gemeinschaftsvorschriften empfiehlt es
sich beim gegenwärtigen Stand der Harmonisierung, für
Waren, die keinen gemeinschaftlich harmonisierten Vor­
schriften unterliegen , die Vorschriften des Bestimmungsmit­
gliedstaats zugrunde zu legen , sofern diese Artikel 36 des
Vertrages entsprechen .

Die Bestimmungen der geltenden Richtlinien sind den neuen
Vorschriften der vorliegenden Richtlinie anzupassen .

Diese Vorschriften sollten bis 1993 einer Überprüfung
unterzogen werden.

Es empfiehlt sich , die Kommission zu beauftragen, Durch­
führungsbestimmungen zu dieser Richtlinie auszuarbeiten .
Zu diesem Zweck ist es angebracht , Verfahren vorzusehen,
die eine enge und wirksame Zusammenarbeit zwischen der
Kommission und den Mitgliedstaaten im Rahmen des Stän­
digen Veterinärausschusses gewährleisten —

KAPITEL I

Kontrollen im Ursprungsland

Artikel 3

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür , daß nur diejenigen
in Artikel 1 genannten Erzeugnisse für den Handel bestimmt
sind , die im Einklang mit der Gemeinschaftsregelung für die
betreffende Bestimmung erzeugt , kontrolliert , gekennzeich­
net und beschriftet wurden und die bis zum jeweils genannten
Empfänger von einer gemeinschaftlichen Genußtauglich­
keitsbescheinigung, Gesundheitsbescheinigung oder einem
anderen durch eine veterinärrechtliche Gemeinschaftsrege­
lung vorgeschriebenen Dokument begleitet sind .

Die Ursprungsbetriebe tragen durch ständige Selbstkontrolle
dafür Sorge , daß die genannten Erzeugnisse den Erfordernis­
sen nach Unterabsatz 1 genügen .

Die zuständige Behörde kontrolliert die Betriebe unbeschadet
der dem amtlichen Tierarzt durch die Gemeinschaftsregelung
übertragenen Kontrollaufgaben regelmäßig, um sich zu
vergewissern , daß die für den Handel bestimmten Erzeugnis­
se den Gemeinschaftsanforderungen oder — in den Fällen
nach Absatz 3 des vorliegenden Artikels und nach Artikel 14
— den Anforderungen des Bestimmungsmitgliedstaats ent­
sprechen .

Besteht der begründete Verdacht , daß die Anforderungen
nicht erfüllt sind , so führt die zuständige Behörde die
erforderlichen Kontrollen durch und trifft , sofern sich dieser
Verdacht bestätigt , die geeigneten Maßnahmen , die bis zur
Aussetzung der Zulassung gehen können .

(2 ) Betrifft die Beförderung mehrere Bestimmungsorte , so
müssen die Erzeugnisse in soviel Partien zusammengefaßt
werden, wie es Bestimmungsorte gibt . Jede Partie muß mit
der genannten Bescheinigiung oder dem genannten Doku­
ment versehen sein .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die veterinärrecht­
lichen Kontrollen bei Erzeugnissen tierischen Ursprungs , die
unter die im Anhang A aufgeführten Richtlinien fallen oder
von Artikel 14 erfaßt werden und die für den Handel
bestimmt sind , unbeschadet des Artikels 6 nicht mehr an den
Grenzen, sondern nach Maßgabe dieser Richtlinie durchge­
führt werden .

Artikel 2

Für die Zwecke dieser Richtlinie gilt als
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Sollen die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse nach einem
Drittland ausgeführt werden , so muß die Beförderung bis zu
dem Ort, an dem das Gebiet der Gemeinschaft verlassen
wird , unter Zollaufsicht bleiben .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten, die fakultative Einfuhren aus
bestimmten Drittländern vornehmen, unterrichten die Kom­
mission und die anderen Mitgliedstaaten über diese Tat­
sache.

Werden die Erzeugnisse durch einen anderen Mitgliedstaat
als die obengenannten Mitgliedstaaten in das Gebiet der
Gemeinschaft eingeführt , so nimmt dieser Mitgliedstaat eine
Dokumentenkontrolle ihres Ursprungs und ihres Bestim­
mungsorts gemäß Artikel 6 Absatz 1 vor.

Die Bestimmungsmitgliedstaaten untersagen die Neuverbrin­
gungder betreffenden Erzeugnsisse aus ihrem Hoheitsgebiet ,
sofern diese Erzeugnisse nicht für einen anderen Mitglied­
staat bestimmt sind , der die gleiche Möglichkeit in Anspruch
nimmt.

Artikel 4

( 1 ) Die Versandmitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen , daß die Beteiligten die
veterinärrechtlichen Anforderungen auf allen Stufen der
Erzeugung, Lagerung, Vermarktung und Beförderung der
Erzeugnisse im Sinne des Artikels 1 einhalten .

Sie tragen insbesondere dafür Sorge, daß
— die Erzeugnisse , die nach den in Anhang A genannten

Richtlinien hergestellt werden , unabhängig davon , ob sie
für den innergemeinschaftlichen Handel oder für den
eigenen Markt bestimmt sind, den gleichen veterinär­
rechtlichen Kontrollen unterliegen ,

— die unter Anhang B fallenden Erzeugnisse nicht nach dem
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats versandt wer­
den, wenn sie aus den in Artikel 36 des Vertrages
genannten Gründen nicht in ihrem eigenen Hoheitsgebiet
vermarktet werden dürfen .

(2 ) Die Versandmitgliedstaaten treffen die geeigneten
administrativen , rechtlichen oder strafrechtlichen Maßnah­
men , um jeden Verstoß einer natürlichen oder juristischen
Person gegen die veterinärrechtlichen Vorschriften zu ahn­
den, wenn festgestellt wird , daß gegen die Gemeinschaftsre­
gelung verstoßen wurde, und wenn insbesondere festgestellt
wird, daß die ausgestellten Bescheinigungen oder Doku­
mente dem tatsächlichen Zustand der Erzeugnisse nicht
entsprechen oder daß Erzeugnisse , die mit dieser Regelung
nicht übereinstimmen , mit der Genußtauglichkeitskenn­
zeichnung versehen wurden .

a ) Die zuständige Behörde kann an den Bestimmungsorten
der Ware durch nichtdiskriminierende veterinärrecht­
liche Kontrollen im Stichprobenverfahren die Einhaltung
der Anforderungen nach Artikel 3 überprüfen ; sie kann
dabei Probeentnahmen durchführen .

Liegen der zuständigen Behörde des Versandmitglied­
staats oder des Bestimmungsmitgliedstaats ferner Infor­
mationen vor , anhand deren sie einen Verstoß vermuten
kann, so können auch während der Beförderung der
Ware in ihrem Hoheitsgebiet Kontrollen , einschließlich
Konformitätskontrollen der Beförderungsmittel , vorge­
nommen werden .

b ) Sind die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse mit Ursprung
in einem anderen Mitgliedstaat bestimmt für
— einen unter die Verantwortung eines amtlichen Tier­

arztes gestellten Betrieb , so hat sich der Tierarzt zu
vergewissern , daß dieser Betrieb diese Erzeugnisse
nur entgegennimmt, wenn sie hinsichtlich der Kenn­
zeichnung und der Begleitdokumente die Bestimmun­
gen des Artikels 3 Absatz 1 erfüllen bzw. im Falle der
in Anhang B genannten Erzeugnisse mit dem in der
Regelung des Bestimmungslands vorgesehenen Do­
kument versehen sind ;

— einen zugelassenen Zwischenhändler , der die Partien
in Teilmengen aufteilt , oder ein Handelsunterneh­
men mit mehreren Filialen , oder einen Betrieb , der
nicht einer ständigen Kontrolle unterworfen ist , so
müssen letztere vor jeder Aufteilung oder Vermark­
tungüberprüfen , ob die unter dem ersten Gedanken­
strich genannten Kennzeichnungen , Bescheinigungen
oder Dokumente vorhanden sind , und der zuständi­
gen Behörde jedes Fehlen oder jede Abweichung
angeben;

— andere Empfänger , so muß die Partie , insbesondere
bei einer teilweisen Entladung während der Beförde­
rung, gemäß Artikel 3 Absatz 1 mit dem Original der
unter dem ersten Gedankenstrich genannten Beschei­
nigung oder des Dokuments versehen sein .

Im Rahmen einer Vereinbarung, die mit der zuständigen
Behörde bei der vorherigen Registrierung nach Absatz 3
zu unterschreiben ist , werden die Garantien festgelegt ,
die von den unter dem zweiten und dritten Gedanken­
strich genannten Empfängern zu erbringen sind . Die
zuständige Behörde prüft stichprobenweise die Einhal­
tung dieser Garantien .

(2 ) Sind die in der Gemeinschaftsregelung vorgesehenen
Gemeinschaftsvorschriften nicht festgelegt worden , oder ist
der in Artikel 14 vorgesehene Fall gegeben, so kann der
Bestimmungsmitgliedstaat unbeschadet des Artikels 4 unter
Einhaltung der allgemeinen Bestimmungen des Vertrages
verlangen, daß der Ursprungsbetrieb die im Rahmen der
innerstaatlichen Regelung dieses Mitgliedstaats geltenden
Vorschriften anwendet . Der Herkunftsmitgliedstaat stellt
sicher , daß die betreffenden Erzeugnisse diesen Anforderun­
gen entsprechen .

( 3 ) Die Unternehmer , die Erzeugnisse aus einem anderen
Mitgliedstaat beziehen oder die eine vollständige Aufteilung
einer Partie solcher Erzeugnisse vornehmen ,

KAPITEL II

Kontrollen im Bestimmungsland

Artikel 5

( 1 ) Die Bestimmungsmitgliedstaaten führen folgende
Kontrollmaßnahmen durch :
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(2 ) Ab 1 . Januar 1993 gelten jedoch abweichend von
Absatz 1 für sämtliche Erzeugnisse , die von zwischen zwei
geographischen Punkten der Gemeinschaft regelmäßig und
direkt verkehrenden Verkehrsmitteln transportiert werden ,
die in Artikel 5 vorgesehenen Kontrollvorschriften .

a ) müssen vorher auf Verlangen der zuständigen Behörde
registriert werden ,

b ) führen ein Verzeichnis über diese Lieferungen ,

c) müssen auf Verlangen der zuständigen Behörde den
Eingang von Erzeugnissen aus einem anderen Mitglied­
staat bekanntgeben , sofern dies für die Durchführung der
Kontrollen nach Absatz 1 erforderlich ist ,

d ) bewahren während eines von der zuständigen Behörde
festzulegenden Zeitraums, der jedoch sechs Monate
nicht unterschreiten darf, die in Artikel 3 vorgesehenen
Bescheinigungen oder Dokumente auf, damit sie der
zuständigen Behörde auf Verlangen vorgelegt werden
können .

(4 ) Die Durchführungsvorschriften für diesen Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 18 erlassen .

( 5 ) Der Rat nimmt anhand eines Berichtes der Kommis­
sion , dem gegebenenfalls Änderungsvorschläge beigefügt
sind , innerhalb von drei Jahren nach dem Beginn der
Anwendung dieser Richtlinie eine Überprüfung dieses Arti­
kels vor.

Artikel 7

( 1 ) Stellen die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats
bei einer Kontrolle am Bestimmungsort oder während der
Beförderung fest ,

a ) daß Erreger einer Krankheit gemäß der Richtlinie
82 / 894 / EWG ( r), zuletzt geändert durch die Entschei­
dung 89 / 162 / EWG der Kommission ( 2 ), einer Zoonose
oder Krankheit oder eine andere Ursache , die eine Gefahr
für die Tiere oder die menschliche Gesundheit darstellen
können , vorhanden sind, oder daß die Erzeugnisse aus
einem von einer Tierseuche befallenen Gebiet stammen ,
so ordnen sie — mit Ausnahme der tierseuchenrechtli­
chen Maßnahmen bei Erzeugnissen , die einer in Artikel 4
der Richtlinie 80 / 215 / EWG ( 3 ), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 88 / 660 / EWG ( 4 ), vorgesehenen Behand­
lung unterzogen wurden — die unschädliche Beseitigung
der Partie oder jede andere in der Gemeinschaftsregelung
vorgesehene Verwendung an.
Die Kosten für die unschädliche Beseitigung der Partie
gehen zu Lasten des Versenders bzw. seines Bevollmäch­
tigten .
Die zuständigen Behörden des Bestimmungsmitglied­
staats teilen den zuständigen Behörden der anderen
Mitgliedstaaten und der Kommission umgehend fern­
schriftlich die gemachten Feststellungen , die getroffenen
Entscheidungen und die Gründe für diese Entscheidun­
gen mit .
Die in Artikel 9 vorgesehenen Schutzmaßnahmen kön­
nen angewendet werden .
Bei in den Gemeinschaftsvorschriften nicht vorgesehenen
Situationen kann die Kommission ferner nach dem
Verfahren des Artikels 17 auf Antrag eines Mitglied­
staats alle Maßnahmen treffen, die erforderlich sind , um
ein konzertiertes Vorgehen der Mitgliedstaaten sicherzu­
stellen ;

b ) daß die Ware die Bedingungen der Gemeinschaftsricht­
linien oder , falls keine Entscheidungen über die in den
Richtlinien vorgesehenen Gemeinschaftsnormen ergan­
gen sind, die Bedingungen der einzelstaatlichen Regelung
nicht erfüllt , so können sie — wenn die Genußtauglich­
keits- bzw. die gesundheitspolizeilichen Bedingungen es
gestatten — dem Absender oder seinem Bevollmächtig­
ten die Wahl lassen zwischen

— der unschädlichen Beseitigung der Waren oder
— der anderweitigen Verwendung der Waren, ein­

schließlich ihrer Rücksendung mit Genehmigung der
zuständigen Behörde des Landes , in dem der
Ursprungsbetrieb liegt .

Artikel 6

( 1 ) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge , daß bei den
Kontrollen an Orten, an denen Erzeugnisse aus Drittländern
in das Gebiet der Gemeinschaft eingeführt werden können,
wie z . B. Häfen, Flughäfen und Grenzübergangsstellen zu
Drittländern, folgende Maßnahmen getroffen werden:

a) Überprüfung des Ursprungs der Erzeugnisse anhand der
Dokumente ;

b ) aus Drittländern eingeführte Erzeugnisse müssen unter
Zollaufsicht zu den Kontrollstellen verbracht werden ,
damit dort die veterinärrechtlichen Kontrollen durchge­
führt werden können .

Die unter Anhang A fallenden Erzeugnisse können erst
dann von der Zollverwaltung abgefertigt werden, nach­
dem bei diesen Kontrollen festgestellt worden ist , daß sie
der Gemeinschaftsregelung entsprechen .
Die unter Anhang B fallenden oder nach Artikel 3
Absatz 3 fakultativ eingeführten Erzeugnisse, die nach
ihrem Verbringen in die Gemeinschaft in das Hoheits­
gebiet eines anderen Mitgliedstaats zu transportieren
sind ,
— müssen entweder im Rahmen von veterinärrecht­

lichen Kontrollen daraufhin überprüft werden, ob sie
der Regelung des Bestimmungsmitgliedstaats ent­
sprechen ,

— oder sie müssen nach einer einfachen visuellen Prü­
fung ihrer Übereinstimmung mit den Dokumenten
unter Zollaufsicht bis zum Bestimmungsort transpor­
tiert werden , wo die veterinärrechtlichen Kontrollen
durchgeführt werden;

c) auf Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft
werden die in Artikel 5 vorgesehenen Kontrollvorschrif­
ten angewandt .

(!) ABl . Nr. L 378 vom 31 . 12. 1982 , S. 58 .
( 2 ) ABl . Nr . L 61 vom 4 . 3 . 1989 , S. 48 .
( 3 ) ABl . Nr. L 47 vom 21 . 2 . 1980 , S. 4 .
( 4 ) ABl . Nr . L 382 vom 31 . 12 . 1988 , S. 35 .
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Dem Absender kann jedoch in den Fällen , in denen
Mängel hinsichtlich der Bescheinigung bzw . des
Dokuments festgestellt werden, eine Frist zur Behe­
bung der Mängel eingeräumt werden , bevor von der
letztgenannten Möglichkeit Gebrauch gemacht
wird .

(2 ) Die Kommission erstellt nach dem Verfahren des
Artikels 18 das Verzeichnis der in Absatz 1 genannten
Krankheitserreger bzw . Krankheiten und legt die Durchfüh­
rungsvorschriften zu vorliegendem Artikel fest .

Der Bestimmungsmitgliedstaat kann seinerseits die Kontrolle
der Erzeugnisse aus dem genannten Betrieb verstärken .

Wenn die Verstöße in dem Gutachten des Sachverständigen
bestätigt werden, muß die Kommission auf Verlangen einer
der beiden betroffenen Mitgliedstaaten nach dem Verfahren
des Artikels 17 die entsprechenden Maßnahmen treffen ;
dazu kann gehören , daß die Mitgliedstaaten ermächtigt
werden, vorübergehend das Verbringen von Erzeugnissen
aus dem betreffenden Betrieb in ihr Hoheitsgebiet zu unter­
sagen . Diese Maßnahmen müssen so rasch wie möglich nach
dem Verfahren des Artikels 17 bestätigt oder revidiert
werden .

Die allgemeinen Durchführungsvorschriften zu diesem Arti­
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 18 festgelegt .

( 2 ) Die in den geltenden Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten vorgesehenen Rechtsmittel gegen Entscheidungen
der zuständigen Behörden bleiben von dieser Richtlinie
unberührt .

Die von der zuständigen Behörde des Bestimmungsmitglied­
staats getroffenen Entscheidungen sind dem Absender oder
seinem Bevollmächtigten sowie der zuständigen Behörde des
Versandmitgliedstaats mitzuteilen und zu begründen .

Auf Antrag sind dem Absender oder seinem Bevollmächtig­
ten Entscheidungen schriftlich mitzuteilen und zu begrün­
den; dabei ist anzugeben , welche Rechtsmittel nach der
Rechtsordnung des Bestimmungsmitgliedstaats bestehen und
in welcher Form und innerhalb welcher Frist sie einzulegen
sind .

In Streitfällen können beide Parteien , sofern sie hierüber
Einvernehmen erzielen , unbeschadet dieser Rechtsmittel die
betreffende Streitigkeit jedoch innerhalb eines Zeitraums von
höchstens einem Monat einem Sachverständigen , der in
einem von der Kommission zu erstellenden Verzeichnis von
Sachverständigen aus der Gemeinschaft aufgeführt ist , zur
Beurteilung unterbreiten, wobei die Kosten für dieses Gut­
achten zu Lasten der Gemeinschaft gehen .

Der Sachverständige ist gehalten , sein Gutachten binnen
höchstens 72 Stunden zu erstatten . Die Parteien unterwerfen
sich dem Gutachten des Sachverständigen unter Einhaltung
der veterinärrechtlichen Vorschriften der Gemeinschaft .

( 3 ) Die Kosten für die Warenrücksendung, die Lagerung
der Waren, die Verwendung der Waren zu anderen Zwecken
oder ihre unschädliche Beseitigung gehen zu Lasten des
Empfängers .

Artikel 8

( 1 ) In den in Artikel 7 vorgesehenen Fällen setzt sich die
zuständige,Behörde eines Bestimmungsmitgliedstaats unver­
züglich mit den zuständigen Behörden des Versandmitglied­
staats in Verbindung. Diese ergreifen die erforderlichen
Maßnahmen und teilen der zuständigen Behörde des Bestim­
mungsmitgliedstaats die Art der vorgenommenen Kontrol­
len , die getroffenen Entscheidungen und die Gründe für diese
Entscheidungen mit .

Befürchtet diese Behörde , daß diese Maßnahmen nicht
ausreichend sind , so sucht sie zusammen mit der zuständigen
Behörde des Versandmitgliedstaats nach Mitteln und
Wegen, um Abhilfe zu schaffen , gegebenenfalls auch durch
eine Besichtigung vor Ort .

Wenn anhand der in Artikel 7 vorgesehenen Kontrollen
wiederholte Verstöße festgestellt werden, so unterrichtet die
zuständige Behörde des Bestimmungsmitgliedstaats die
Kommission und die Veterinärdienste der übrigen Mitglied­
staaten hierüber .

Die Kommission kann auf Antrag der zuständigen Behörde
des Bestimmungsmitgliedstaats oder von sich aus unter
Berücksichtigung der Art der festgestellten Zuwiderhandlun­
gen

— Beamte zu einer Besichtigung vor Ort entsenden ,

— einen amtlichen Tierarzt , der auf einer von der Kommis­
sion auf Vorschlag der Mitgliedstaaten zu erstellenden
Liste verzeichnet ist und der von den betroffenen Parteien
akzeptiert wird , beauftragen , die Ermittlungen in dem
betreffenden Betrieb vorzunehmen,

— die zuständige Behörde auffordern , bei den Erzeugnissen
des betreffenden Betriebes häufiger Proben zu entneh­
men.

Sie teilt den Mitgliedstaaten ihre Schlußfolgerungen mit.

Werden diese Maßnahmen getroffen , um gegen wiederholte
Verstöße eines Betriebes vorzugehen , so trägt der betreffende
Betrieb die Kosten aus der Anwendung der Gedankenstriche
des vorstehenden Unterabsatzes .

Solange die Schlußfolgerungen der Kommission nicht vorlie­
gen, muß das Versandland auf Verlangen des Bestimmungs­
lands die Kontrolle der Erzeugnisse aus dem betreffenden
Betrieb verstärken und , wenn schwerwiegende, die Tierge­
sundheit oder die Volksgesundheit betreffende Gründe vor­
liegen, die Zulassung vorübergehend aussetzen .

KAPITEL III

Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 9

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitglied­
staaten und die Kommission unverzüglich über das Auftreten
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Artikel 10

Jeder Mitgliedstaat und die Kommission bezeichnen den /
oder die Veterinärdienste , die die veterinärrechtlichen Kon­
trollen durchführen und mit den Kontrolldiensten der übri­
gen Mitgliedstaaten zusammenarbeiten .

Artikel 11

Die Mitgliedstaaten gewährleisten auch , daß die Bedienste­
ten ihrer Veterinärdienste — gegebenenfalls in Zusammen­
arbeit mit den Bediensteten anderer befugter Dienststellen —
insbesondere folgendes durchführen können :

— Inspektionen der Räumlichkeiten , Büros , Laboratorien ,
Anlagen, Beförderungsmittel , Ausrüstungen und Mate­
rialien , Reinigungs- und Wartungsmittel , Verfahren zur
Herstellung und Behandlung der Erzeugnisse sowie zur
Kennzeichnung, Etikettierung und Aufmachung dieser
Erzeugnisse ;

— Überprüfung der Beachtung der Anforderungen der in
Anhang A genannten Rechtsakte durch das Personal ;

— Probeentnahmen bei den zur Lagerung oder zum Verkauf
gehaltenen , in den Verkehr gebrachten oder beförderten
Erzeugnissen ;

— Prüfung von Dokumenten oder Informatikdaten , die für
die Kontrollen aufgrund der Maßnahmen nach Artikel 3
Absatz 1 nützlich sind .

Die kontrollierten Betriebe müssen bei der Erledigung dieser
Aufgabe im erforderlichen Umfang mitwirken .

in seinem Hoheitsgebiet von Krankheiten gemäß der Richt­
linie 82/ 894 /EWG sowie von allen Zoonosen , Krankheiten
und anderen Ursachen , die eine Gefahr für die Tiere oder die
menschliche Gesundheit darstellen können .

Der Herkunftsmitgliedstaat trifft unverzüglich die von der
Gemeinschaftsregelung vorgesehenen Gegenmaßnahmen
und vorbeugenden . Maßnahmen und legt insbesondere die
darin vorgesehenen Schutzgebiete sowie sonstige ihm ange­
messen erscheinende Maßnahmen fest .

Der Transit- bzw . Bestimmungsmitgliedstaat , der bei einer
Kontrolle gemäß Artikel 5 eine der in Unterabsatz 1 ge­
nannten Krankheiten und Ursachen festgestellt hat , kann
erforderlichenfalls von der Gemeinschaftsregelung vorgese­
hene vorbeugende Maßnahmen treffen .

Solange die gemäß Absatz 4 zu ergreifenden Maßnahmen
noch ausstehen, kann der Bestimmungsmitgliedstaat bei
Vorliegen schwerwiegender Gründe betreffend den Schutz
der Gesundheit von Mensch und Tier vorsorgliche Maßnah­
men gegen die betreffenden Betriebe oder — im Fall einer
Viehseuche — in bezug auf die von der Gemeinschaftsrege­
lung vorgesehenen Schutzgebiete ergreifen .

Die von den Mitgliedstaaten ergriffenen Maßnahmen wer­
den unverzüglich der Kommission und den übrigen Mitglied­
staaten mitgeteilt .

( 2 ) Auf Antrag des in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten
Mitgliedstaats oder auf Veranlassung der Kömmission kön­
nen ein oder mehrere Vertreter der Kommission vor Ort in
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden die getrof­
fenen Maßnahmen umgehend prüfen; sie geben eine Stel­
lungnahme zu diesen Maßnahmen ab .

( 3 ) Falls die Kömmission nicht über die Maßnahmen
informiert wurde oder sie die getroffenen Maßnahmen für
unzureichend hält , so kann sie in Zusammenarbeit mit dem
betreffenden Mitgliedstaat bis zur Tagung des Ständigen
Veterinärausschusses gegenüber den Erzeugnissen, die aus
dem Seuchengebiet oder einem bestimmten Betrieb stammen ,
vorsorgliche Maßnahmen treffen . Diese Maßnahmen wer­
den so rasch wie möglich dem Ständigen Veterinärausschuß
unterbreitet , der sie nach dem Verfahren des Artikels 17
bestätigt , ändert oder aufhebt.

( 4 ) In allen diesen Fällen prüft die Kommission im
Ständigen Veterinärausschuß so bald wie möglich die Lage .
Sie erläßt nach dem Verfahren des Artikels 17 die notwen­
digen Maßnahmen für die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
und, falls es die Umstände erfordern, für die Ursprungs­
erzeugnisse und deren Folgeerzeugnisse . Sie verfolgt die
Entwicklung der Lage und kann nach dem gleichen Verfah­
ren die getroffenen Entscheidungen nach Maßgabe dieser
Entwicklung ändern oder aufheben .

( 5 ) Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel ,
insbesondere das Verzeichnis der Zoonosen oder von Ursa­
chen, die eine Gefahr für die Tiere oder die menschliche
Gesundheit darstellen können , werden nach dem Verfahren
des Artikels 18 festgelegt .

Artikel 12

( 1 ) Artikel 8 Absatz 3 und die Artikel 10 und 11 der
Richtlinie 64/ 433 / EWG 0 ), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 88 / 657/EWG ( 2 ), werden aufgehoben .

(2 ) Artikel 5 Absätze 3 und 4 und die Artikel 9,10 und 1 1
der Richtlinie 71 / 118 / EWG ( 3 ), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 88 / 657 / EWG , werden aufgehoben ^

(3 ) In der Richtlinie 72/461 /EWG ( 4 ), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 87 / 489 / EWG ( s ),

i ) werden Artikel 5 Absätze 2 , 3 , 4 und 5 sowie die Arti­
kel 6 und 8 aufgehoben;

ii ) werden in Artikel 8a die Bezüge auf Artikel 8 durch den
Bezug auf den Artikel 9 der Richtlinie 89 / 662 / EWG
ersetzt .

(!) ABl . Nr . 121 vom 29 . 7 . 1964 , S. 2012 / 64 .
( 2 ) ABl . Nr. L 382 vom 31 . 12 . 1988 , S. 3 .
( 3 ) ABl . Nr . L 55 vom 8 . 3 . 1971 , S. 23 .
( 4 ) ABl . Nr . L 302 vom 31 . 12 . 1972 , S. 24 .
( s ) ABl . Nr. L 280 vom 3 . 10 . 1987 , S. 28 .
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vom Bestimmungsmitgliedstaat durchzuführenden Kon­
trollen und das weitere Vorgehen im Anschluß an diese
Kontrollen sowie die zu ergreifenden Schutzmaßnah­
men.

(*) ABl . Nr . L 395 vom 30 . 12 . 1989 , S. 13 ."

(4 ) Artikel 7 Absatz 3 sowie die Artikel 12 und 16 der
Richtlinie 77 / 99 / EWG 0 ), zuletzt geändert durch die Richt­
linie 89 / 227 / EWG ( 2 ), werden aufgehoben .

( 5 ) In der Richtlinie 80 / 215 /EWG

i) werden Artikel 5 Absätze 2,3,4 und 5 und die Artikel 6
und 7 aufgehoben;

ii ) werden in Artikel 7a die Bezüge auf Artikel 7 durch
den Bezug auf Artikel 9 der Richtlinie 89 / 662 / EWG
ersetzt .

( 6 ) Artikel 5 Absätze 3 und 4 und die Artikel 7 , 8 und 12
der Richtlinie 85 / 397 / EWG ( 3 ), zuletzt geändert durch die -
Verordnung (EWG ) Nr. 3768 / 85 ( 4 ), werden aufgehoben .

(7) Artikel 10 Absätze 1 und 3 der Richtlinie 88 /
657 / EWG werden aufgehoben .

( 8 ) Die Artikel 8 und 9 der Richtlinie 89 /437 /EWG ( 5 )
werden aufgehoben .

(9 ) In Anhang B der Richtlinie 72/462/EWG ( 6 ) ist der
Bescheinigung hinzuzufügen :

„Name und Anschrift des Erstempfängers ."

(3 ) In die Richtlinie 77/ 99 / EWG wird folgender Artikel
eingefügt :

„Artikel 24

Die Vorschriften der Richtlinie 89 /662/EWG (*) zur
Regelung veterinärrechtlicher Kontrollen im innerge­
meinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemein­
samen Binnenmarkt finden Anwendung, insbesondere
betreffend die Ursprungskontrollen , die Organisation der
vom Bestimmungsmitgliedstaat durchzuführenden Kon­
trollen und das weitere Vorgehen im Anschluß an diese
Kontrollen sowie die zu ergreifenden Schutzmaßnah­
men.

(*) ABl . Nr . L 395 vom 30 . 12 . 1989 , S. 13 ."

(4 ) In die Richtlinien 85 / 397 /EWG und 88 /657 / EWG
wird folgender Artikel eingefügt :

„Artikel 18

Die Vorschriften der Richtlinie 89 /662/EWG (*) zur
Regelung veterinärrechtlicher Kontrollen im innerge­
meinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemein­
samen Binnenmarkt finden Anwendung, insbesondere
betreffend die Ursprungskontrollen, die Organisation der
vom Bestimmungsmitgliedstaat durchzuführenden Kon­
trollen und das weitere Vorgehen im Anschluß an diese
Kontrollen sowie die zu ergreifenden Schutzmaßnah­
men .

Artikel 13

( 1 ) In die Richtlinien 64 /433 / EWG und 71 / 118 /EWG
wird folgender Artikel eingefügt :

„Artikel 19

Die Vorschriften der Richtlinie 89 / 662 /EWG (*) zur
Regelung veterinärrechtlicher Kontrollen im innerge­
meinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemein­
samen Binnenmarkt finden Anwendung, insbesondere
betreffend die Ursprungskontrollen , die Organisation der
vom Bestimmungsmitgliedstaat durchzuführenden Kon­
trollen und das weitere Vorgehen im Anschluß an diese
Kontrollen sowie die zu ergreifenden Schutzmaßnah­
men.

(*) ABl . Nr, L 395 vom 30 . 12. 1989 , S. 13 ."

(*) ABl . Nr . L 395 vom 30 . 12 . 1989 , S. 13 ."

( 5 ) In die Richtlinie £9 /437/ EWG wird folgender Artikel
eingefügt:

„Artikel 17

Die Vorschriften der Richtlinie 89 /662/EWG (*) zur
Regelung veterinärrechtlicher Kontrollen im innerge­
meinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsa­
men Binnenmarkt finden Anwendung , insbesondere
betreffend die Ursprungskontrollen , die Organisation der
vom Bestimmungsmitgliedstaat durchzuführenden Kon­
trollen und das weitere Vorgehen im Anschluß an diese
Kontrollen sowie die zu .ergreifenden Schutzmaßnah­
men.

(2 ) In die Richtlinien 72/461 /EWG und 80 / 215 /EWG
wird folgender Artikel eingefügt:

„Artikel 15

Die Vorschriften der Richtlinie 89 / 662 /EWG (*) zur
Regelung veterinärrechtlicher Kontrollen im innerge­
meinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemein­
samen Binnenmarkt finden Anwendung, insbesondere
betreffend die Ursprungskontrollen , die Organisation der

(*) ABl . Nr . L 395 vom 30 . 12 . 1989 , S. 13 ."

H ABl . Nr. L 26 vom 31 . 1 . 1977 , S. 85 .
( 2 ) ABl . Nr. L 93 vom 6 . 4 . 1989 , S. 25 .
( 3 ) ABl . Nr. L 226 vom 24 . 8 . 1985 , S. 13 .
(«) ABl . Nr. L 362 vom 31 . 12. 1985 , S. 8 .
(*) ABl . Nr. L 212 vom 22 . 7 . 1989 , S. 87 .
(«) ABl . Nr. L 302 vom 31 . 12. 1972 , S. 28

Artikel 14

Solange eine Gemeinschaftsregelung aussteht , gelten für den
Handel mit den im Anhang B aufgeführten Erzeugnissen bis
zum 31 . Dezember 1992 die Kontrollvorschriften dieser
Richtlinie , insbesondere diejenigen von Artikel 5 Absatz 2 .
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Die Mitgliedstaaten teilen vor dem in Artikel 19 genannten
Datum mit , welche Bedingungen und Modalitäten auf den
Handel mit den in Absatz 1 genannten Erzeugnissen gegen­
wärtig Anwendung finden .

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission vor dem
31 . Dezember 1991 die endgültige Regelung für den Handel
mit den in Anhang B aufgeführten Erzeugnissen fest .

fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im
Ausschuß werden die Stimmen der Vertreter der Mitglied­
staaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen . Der
Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil .

( 3 ) Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnah­
men, wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses
übereinstimmen .

( 4 ) Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder liegt keine
Stellungnahme vor , so unterbreitet die Kommission dem Rat
unverzüglich einen Vorschlag über die zu treffenden Maß­
nahmen .

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit .

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von 15 Tagen von seiner
Befassung an keinen Beschluß gefaßt , so werden die vorge­
schlagenen Maßnahmen von der Kommission erlassen , es sei
denn , der Rat hat sich mit einfacher Mehrheit gegen diese
Maßnahmen ausgesprochen .

Artikel 15

In Artikel 9 der Richtlinie 64 / 432/EWG ( J ) wird folgende
Nummer eingefügt:

„2 . a) Ein oder mehrere Vertreter der Kommission
können sich— auf Antrag eines Mitgliedstaats
oder auf Betreiben der Kommission — unverzüg­
lich an Ort und Stelle begeben, um die getroffe­
nen Vorkehrungen nach Absprache mit den
zuständigen Behörden zu prüfen, und geben zu
diesen Maßnahmen eine Stellungnahme ab ."

Artikel 16

( 1 ) Die Mitgliedstaaten unterbreiten der Kommission
spätestens drei Monate vor dem in Artikel 19 Absatz 1
vorgesehenen Zeitpunkt ein Programm , in dem die einzel­
staatlichen Maßnahmen präzisiert werden , die sie zur
Verwirklichung der Ziele dieser Richtlinie in die Wege leiten
wollen , und zwar insbesondere die Häufigkeit der
Kontrollen .

( 2 ) Die Kommission prüft die von den Mitgliedstaaten
gemäß Absatz 1 mitgeteilten Programme .

( 3 ) Die Kommission richtet alljährlich und erstmals 1991
eine Empfehlung an - die Mitgliedstaaten betreffend ein
Kontrollprogramm für das Folgejahr ; zu der Empfehlung ist
zuvor der Ständige Veterinärausschuß anzuhören . Diese
Empfehlung kann Gegenstand späterer Anpassungen sein .

Artikel 18

( 1 ) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfahren
Bezug genommen , so befaßt der Vorsitzende des durch den
Beschluß 68 / 361 / EWG eingesetzten Ständigen Veterinär­
ausschusses , nachstehend „Ausschuß" genannt , diesen
unverzüglich von sich aus oder auf Antrag eines Mitglied­
staats .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen . Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab , die der Vorsitzende unter Berück­
sichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage festset­
zen kann . Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit abge­
geben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages für die
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu
fassenden Beschlüsse vorgesehen ist . Bei der Abstimmung im
Ausschuß Werden die Stimmen der Vertreter der Mitglied­
staaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen . Der
Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil .

( 3 ) Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnah­
men, wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses
übereinstimmen .

(4 ) Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder liegt keine
Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission dem Rat
unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden Maßnah­
men.

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit .

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Monaten von
seiner Befassung an keinen Beschluß gefaßt , so werden die
vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission erlassen
und unverzüglich zur Anwendung gebracht , es sei denn , der
Rat hat sich mit einfacher Mehrheit gegen diese Maßnahmen
ausgesprochen .

Artikel 17

( 1 ) Wird auf das Verfahren dieses Artikels Bezug genom­
men, so befaßt der Vorsitzende des durch den Beschluß
68 / 361 / EWG ( 2 ) eingesetzten Ständigen Veterinäraus­
schusses , nachstehend „Ausschuß" genannt , diesen unver­
züglich von sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaats .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen . Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab , die der Vorsitzende unter Berück­
sichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage festset­
zen kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit abge­
geben , die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages für die
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu

H ABl . Nr . 121 vom 29 . 7. 1964 , S. 1977/64 .
( 2 ) ABl . Nr . L 255 vom 18 . 10 . 1968 , S. 23 .
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KAPITEL IV

Übergangs- und Schlußbestimmungen

— eine Dokumentenkontrolle während der Beförderung bei
Erzeugnissen mit Herkunft aus Drittländern vornehmen ,
wenn sie das Bestimmungsland sind .

Artikel 21

Der Rät bestimmt vor dem 1 . Oktober 1992 mit qualifizierter
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission die Regelung, die
nach dem Ablauf der Übergangsbestimmungen des Arti­
kels 20 gilt .

Artikel 19

( 1 ) Vor dem 31 . Dezember 1990 beschließt der Rat mit
qualifizierter Mehrheit über den Vorschlag der Kommission
zur Regelung der veterinärrechtlichen Kontrollen beim inner­
gemeinschaftlichen Handel mit lebenden Tieren.

Vor dem in Unterabsatz 1 genannten Datum beschließt der
Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis­
sion über die Regelung und über die allgemeinen Grundsätze
für die Kontrollen in den Drittländern sowie für die Kontrol­
len bei der Einfuhr von unter diese Richtlinie fallenden
Erzeugnissen aus Drittländern . Ebenfalls vor diesem Zeit­
punkt werden die Kontrollstellen an den Außengrenzen
sowie die Anforderungen, denen diese Kontrollstellen genü­
gen müssen , festgelegt .

(2 ) Der Rat nimmt vor dem 31 . Dezember 1992 anhand
eines Erfahrungsberichts der Kommission eine Überprüfung
der Bestimmungen dieser Richtlinie vor; gegebenenfalls legt
die Kommission Vorschläge vor, über die der Rat mit
qualifizierter Mehrheit entscheidet .

Artikel 22

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie vor einem
Zeitpunkt nachzukommen , der anläßlich des gemäß Arti­
kel 19 Absatz 1 Unterabsatz 2 vor dem 31 . Dezember 1990
zu fassenden Beschlusses , spätestens jedoch bis zum 31 . De­
zember 1991 , festzusetzen ist .

Die Griechische Republik verfügt jedoch über eine zusätz­
liche Frist von einem Jahr , um dieser Richtlinie nachzu­
kommen .

Artikel 23

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 11 . Dezember 1989 .

Artikel 20

Bis zum 31 . Dezember 1992 können die Mitgliedstaaten zur
Ermöglichung einer schrittweisen Einrichtung der in dieser
Richtlinie vorgesehenen Kontrollregelung in Abweichung
von Artikel 5 Absatz 1

— eine yDokumentenkontrolle während der Beförderung für
Fleisch und aus Fleisch hergestellte Erzeugnisse beibehal­
ten , um die Einhaltung der besonderen Bestimmungen
des Gemeinschaftsrechts hinsichtlich der Maul- und
Klauenseuche und der Schweinepest sicherzustellen ;

Im Namen des Rates

Der Präsident

H. NALLET
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ANHANG A

Tierärztliche Rechtsvorschriften

— Richtlinie 64 /433 / EWG des Rates vom 26 . Juni 1964 zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch (ABl . Nr . 121 vom 29 . 7 . 1964 , S. 2012 / 64 ),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 88 / 657 / EWG (ABl . Nr . L 382 vom 31 . 12 . 1988 , S. 3 );

— Richtlinie 71 / 118 /EWG des Rates vom 15 . Februar 1971 zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim
Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch (ABl . Nr . L 55 vom 8 . 3 . 1971 , S. 23 ), zuletzt geändert durch die
Richhtlinie 88 / 657/EWG (ABl . Nr. L 382 vom 31 . 12 . 1988 , S , 3 );

— Richtlinie 72 /461 /EWG des Rates vom 12 . Dezember 1972 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen im
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch (ABl . Nr . L 302 vom 31 . 12 . 1972 , S. 24),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 87 /489 / EWG (ABl. Nr. L 280 vom 3 . 10 . 1987 , S. 28 );

— Richtlinie 77/ 99 / EWG des Rates vom 21 . Dezember 1976 zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Heischerzeugnissen (ABl . Nr . L 26 vom 31 . 1 . 1977 , S. 85 ),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 89 /227/EWG (ABl . Nr . L 93 vom 6 . 4 . 1989 , S. 25 );

— Richtlinie 80 /215 /EWG des Rates vom 22 . Januar 1980 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen (ABl . Nr. L47 vom21 . 2 . 1980 , S. 4 ), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 88 / 660 / EWG (ABl. Nr . L 382 vom 31 . 12 . 1988 , S. 35 );

— Richtlinie 85 /397 /EWG des Rates vom 5 . August 1985 zur Regelung gesundheitlicher und tierseuchenrecht­
licher Fragen im innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit wärmebehandelter Milch (ABl . Nr. L 226 vom
24 . 8 . 1985 , S. 13 ), zuletzt geändert durch die Verordnung ( EWG ) Nr , 3768 / 85 ( ABl . Nr. L 362 vom
31 . 12 . 1985 , S. 8 );

— Richtlinie 88 /657 / EWG des Rates vom 14 . Dezember 1988 zur Festlegung der für die Herstellung und den
Handelsverkehr geltenden Anforderungen an Hackfleisch , Fleisch in Stücken von weniger als 100 g und
Fleischzubereitungen (ABl . Nr. L 382 vom 31 . 12 . 1988 , S. 3 ) ( r);

— Richtlinie 89 /437 /EWG des Rates vom 20 . Juni 1989 zur Regelung hygienischer und gesundheitlicher Fragen
bei der Herstellung und Vermarktung von Eiprodukten (ABl . Nr. L 212 vom 22 . 7 . 1989 , S. 87 ) (').

ANHANG B

Erzeugnisse, die nicht der Gemeinschaftsharmonisierung unterliegen, die jedoch im Handelsverkehr den m dieser
Richtlinie vorgesehenen Kontrollen unterliegen würden

Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die von Anhang II des Vertrages erfaßt sind :
— Kaninchen- und Wildfleisch;
— Rohmilch und Erzeugnisse aus Milch;
— Aquakulturerzeugnisse , zum Verzehr bestimmt ;
— Fischereierzeugnisse , zum Verzehr bestimmt;
— Lebende zweischalige Weichtiere (Bivalvia ), die für den menschlichen Verzehr bestimmt sind;
— Verarbeitungserzeugnisse aus Wild- und Kaninchenfleisch ;
— Blut ;
— ausgeschmolzene Fette tierischen Ursprungs , Grieben und beim Ausschmelzen anfallende Nebenerzeug­

nisse ;
— Honig;
— für den menschlichen Verzehr bestimmte Schnecken ;
— für den menschlichen Verzehr bestimmte Froschschenkel .

(') Ab 1 . Januar 1992 .
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BESCHLUSS DES RATES

vom 14. Dezember 1989

zur Änderung des Beschlusses 87/327 /EWG über ein gemeinschaftliches Aktionsprogramm
zur Förderung der Mobilität von Hochschulstudenten (ERASMUS)

( 89 / 663 / EWG )

dung 89 / 118 / EWG ( 7 ) über das SPES-Programm Maßnah­
men zur Förderung der Zusammenarbeit und des Austau­
sches zwischen europäischen Forschern getroffen . Daher ist
es nicht angezeigt , das ERASMUS-Programm auf solche
Aktivitäten auszudehnen .

Im Anschluß an das Urteil des Gerichtshofs vom 30 . Mai
1989 ist klarzustellen , daß das ERASMUS-Programm nun­
mehr ausschließlich Teil der gemeinsamen Berufsausbil­
dungspolitik nach Artikel 128 des Vertrages ist .

Die Kommission hat im Anschluß an den vom Europäischen
Rat auf seiner Tagung am 28 . / 29 . Juni 1985 gebilligten
Bericht „Europa der Bürger", in dem zu einem verstärkten
Studentenaustausch aufgefordert wurde , sich im Einklang
mit dem Wunsch des Europäischen Parlaments ( 8 ) zum Ziel
gesetzt , daß 1992 etwa 10 v . H. aller Studenten in der
Gemeinschaft einen Studiengang an Universitäten in mehr als
einem Mitgliedstaat absolvieren .

Der Rat hat am 28 . Juli 1989 den Beschluß 89 / 489 / EWG ( 9 )
über das LINGUA-Programm zur Förderung des Fremd­
sprachenunterrichts und der Erlernung von Fremdsprachen
in der Europäischen Gemeinschaft angenommen .

Der Rat hat am 21 . Dezember 1988 die Richtlinie
89 /48 /EWG über eine allgemeine Regelung zur Anerken­
nung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen ( 10 ), erlassen .

Die Jahresberichte über die Durchführung des ERASMUS­
Programms in den Jahren 1987 und 1988 sowie der Bericht
über die Erfahrungen bei der Durchführung des Programms
in den Jahren 1987 bis 1989 haben gezeigt , daß das
Programm ein geeignetes Instrument ist , um die Studenten­
mobilität durch eine wirksame Hochschulkooperation in der
Gemeinschaft zu intensivieren .

Die auf Gemeinschaftsebene eingegangene Verpflichtung zur
Stimulierung der Studentenmobilität bezieht auch die Mit­
gliedstaaten ein ; diese sind somit aufgerufen , zur Ver­
wirklichung der Ziele des ERASMUS-Programms beizutra­
gen —

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 128 ,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( I ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die im zweiten Grundsatz des Beschlusses 63 / 266 / EWG ( 3 )
festgelegten grundlegenden Ziele der gemeinsamen Politik
der Berufsausbildung zielen insbesondere darauf ab , jedem
die Möglichkeit zu geben, den höchsten Ausbildungsstand zu
erwerben , der zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit
erforderlich ist ; sie beziehen sich auch auf die Erweiterung
der Berufsausbildung, die den Erfordernissen des techni­
schen Fortschritts dadurch gerecht werden soll , daß sie die
verschiedenen Formen der Berufsausbildung in enge Bezie­
hung zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung setzt .

Auf der Grundlage des sechsten Grundsatzes des genannten
Beschlusses obliegt es der Kommission, den direkten Aus­
tausch von Fachleuten auf dem Gebiet der Berufsausbildung
zu fördern , damit sie bereits verwirklichte Vorhaben und
Neuerungen anderer Länder der Gemeinschaft kennenlernen
und studieren können .

Mit dem Beschluß 87/ 327/ EWG ( 4) hat der Rat ein gemein­
schaftliches Aktionsprogramm zur Förderung der Mobilität
von Hochschulstudenten ( ERASMUS) aufgestellt ; nach Arti­
kel 7 dieses Beschlusses kann das ERASMUS-Programm
angepaßt werden .

Der Rat hat insbesondere mit dem Beschluß 89 / 27/ EWG
vom 16 . Dezember 1988 über die Verabschiedung der
zweiten Phase des Programms über Zusammenarbeit
zwischen Hochschule und Wirtschaft im Bereich der
Aus- und Weiterbildung auf dem Gebiet der Technologie
(COMETT II ) ( 1990—1994) ( s ) Maßnahmen zur Stärkung
der technischen Zusammenarbeit auf Gemeinschaftsebene
und zur Bereitstellung der erforderlichen Hümanressourcen
ergriffen .

Der Rat hat vor allem mit der Entscheidung 88 / 419 /
EWG ( 6 ) über das SCIENCE-Programm und der Entschei

BESCHLIESST :

Artikel 1

Der Beschluß 87/327 / EWG wird wie folgt geändert :(>) ABI . Nr . C 323 vom 27. 12 . 1989 .
( 2 ) ABl . Nr . C 329 vom 30. 12 . 1989 .
P ) ABl . Nr . 63 vom 20 . 4 . 1963 , S. 1338 / 63 ( 7 ) ABl . Nr. L 44 vom 16 . 2 . 1989 , S. 44 .

( 8 ) ABl . Nr. C 148 vom 16 . 6 . 1986 , S. 125 .( 4 ) ABl . Nr . L 166 vom 25 . 6 . 1987 , S. 20.
(*) ABl . Nr. L 13 vom 17 . 1 . 1989 , S. 28 .
(«) ABl . Nr . L 206 vom 30 . 7 . 1988 , S. 34 .

( 9 ) ABl . Nr. L 239 vom 16 . 8 . 1989 , S. 24.
( 10 ) ABl . Nr. L 19 vom 24 . 1 . 1989 , S. 16 .
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innerhalb der vom Europäischen Parlament , vom Rat
und von der Kommission in der interinstitutionellen
Vereinbarung ( J ) vom 29 . Juni 1988 gemeinsam festge­
legten aktuellen finanziellen Voraüsschätzung 1988—
1992 und ihrer Entwicklung .

Das zu erreichende Ziel besteht darin , daß im Rahmen
der Aktionen 1 und 2 ein möglichst großer Anteil der
Mittel in Form von Unterstützung für die Studentenmo­
bilität gewährt wird .

f 1 ) ABl. Nr . L 185 vom 15 . 7 . 1988 , S. 33 ."

4 . In Artikel 5 wird der Satzteil „mit den sonstigen auf
Gemeinschaftsebene bereits vorgesehenen Maßnahmen"
ersetzt durch „mit anderen Maßnahmen auf Gemein­
schaftsebene".

5 . In Artikel 7 wird das Datum „31 . Dezember 1989" durch
„31 . Dezember 1993 " und das Datum „30 . Juni 1990"
durch „30 . Juni 1994" ersetzt .

6 . Der Anhang erhält die Fassung des Anhangs des vorlie­
genden Beschlusses .

1 . Dem Artikel 1 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„An diesen Einrichtungen eingeschriebene Studenten
kommen ungeachtet ihres Studienfachs bis einschließ­
lich zur Promotion für eine Unterstützung aus dem
ERASMUS-Programm in Frage , sofern die in der Gast­
hochschule mit dem Lehrplan der Hochschule des Her­
kunftslands in Einklang stehende Studienzeit Teil ihrer
beruflichen Ausbildung darstellt .

Das ERASMUS-Programm deckt nicht Tätigkeiten im
Bereich der Forschung und der technologischen Entwick­
lung."

2 . In Artikel 2

a ) erhält Ziffer ii ) folgende Fassung:
„ii ) eine breite und intensive Zusammenarbeit in

der Berufsausbildung zwischen Hochschulen in
allen Mitgliedstaaten zu fördern ;"

b ) werden unter Ziffer iii ) die Wörter „des Unterrichts
und" gestrichen .

3 . Artikel 4 erhält folgende Fassung:

„Artikel 4

Der Mittelbedarf für die Finanzierung des ERASMUS­
Programms wird für die ersten drei Jahre des Fünfjah­
reszeitraums auf 192 Millionen ECU geschätzt .

Vom Haushaltsjahr 1990 an werden die Mittel für den
Gemeinschaftsbeitrag zu den im Anhang aufgeführten
Aktionen, einschließlich der Maßnahmen zur Sicherung
der technischen Unterstützung auf Gemeinschaftsebene
und der fortlaufenden Überwachung und Bewertung des
Programms im Rahmen des jährlichen Haushaltsverfah­
rens festgesetzt , wobei den Ergebnissen des Programms
wie auch einem neuen Bedarf, der während seiner
Durchführung entstehen kann , Rechnung zu tragen
ist .

Die erforderlichen Mittelansätze für die ersten drei Jahre
des Programms sind Teil künftiger Haushaltspläne1

Artikel 2

Dieser Beschluß wird am 1 . Januar 1991 wirksam , außer
bezüglich der Aktion 2 Nummer 2, für die er ab 1 . Juli 1990
gilt .

Geschehen zu Brüssel am 14. Dezember 1989 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

L. JOSPIN
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ANHANG

„ANHANG

AKTION 1

Schaffung und Arbeitsweise eines Europäischen Hochschulnetzes

1 . Die Gemeinschaft wird das Europäische Hochschulnetz , das im Rahmen des ERASMUS-Programms errichtet
wurde und mit dem der gemeinschaftsweite Austausch . von Studenten gefördert werden soll , weiter
ausbauen.

Das Europäische Hochschulnetz setzt sich aus Hochschulen zusammen , die im Rahmen des ERASMUS-Pro­
gramms Vereinbarungen getroffen haben und Programme veranstalten , die den Studenten- und Dozen­
tenaustausch mit Hochschulen anderer Mitgliedstaaten vorsehen und in deren Rahmen die volle Anerkennung
von außerhalb der Hochschule des Herkunftslands zurückgelegten Studienzeiten sichergestellt wird .

Jede Zwischen den Hochschulen getroffene Vereinbarung soll vor allem den Studenten einer Hochschule die
Möglichkeit bieten , in wenigstens einem weiteren Mitgliedstaat eine Studienzeit abzuleisten , die voll als
Bestandteil ihrer Abschlußprüfung oder akademischen Qualifikation anerkannt wird . Diese gemeinsamen
Programme könnten gegebenenfalls einen integrierten Zeitraum der fremdsprachlichen Vorbereitung und die
Zusammenarbeit zwischen Dozenten und Verwaltungspersonal umfassen, um die erforderlichen Vorausset­
zungen für den Studentenaustausch und die gegenseitige Anerkennung von im Ausland zurückgelegten
Studienzeiten zu schaffen . Soweit möglich , sollte mit der fremdsprachlichen Vorbereitung vor Abreise des
Studenten im Herkunftsland begonnen werden .

Programme , die einen integrierten und voll anerkannten Studienaufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat
vorsehen , werden bevorzugt behandelt . Für jedes gemeinsame Programm wird jede teilnehmende Hochschule
zunächst für einen Zeitraum von längstens drei Jahren einen Zuschuß bis zu einem jährlichen Höchstbetrag
von 25 000 ECU erhalten, der in regelmäßigen Abständen zu überprüfen sein wird .

2 . Zuschüsse werden auch für den Austausch von Dozenten zur Wahrnehmung integrierter Lehraufgaben in
anderen Mitgliedstaaten gewährt .

3 . Zuschüsse werden auch für Vorhaben der gemeinsamen Curriculumentwicklung durch Hochschulen in
verschiedenen Mitgliedstaaten gewährt , um die akademische Anerkennung zu erleichtern und durch den
Austausch von Erfahrungen zur Erneuerung und Verbesserung der Studiengänge auf gemeinschaftsweiter
Grundlage beizutragen .

4 . Außerdem werden Zuschüsse von bis zu 20 000 ECU Hochschulen gewährt , die Intensivkurse von kurzer
Dauer für Studenten aus verschiedenen Mitgliedstaaten durchführen . Dies ist eine ergänzende Maß­
nahme .

5 . Die Gemeinschaft wird auch Mitglieder des Lehr- und Verwaltungspersonals der Hochschulen unterstützen ,
damit sie andere Mitgliedstaaten besuchen , Programme für integrierte Studiengänge mit Universitäten dieser
Mitgliedstaaten ausarbeiten und ihre gegenseitigen Kenntnisse von Ausbildungsaspekten der Hochschul­
systeme anderer Mitgliedstaaten erweitern können . Außerdem werden Stipendien bereitgestellt , damit
Dozenten eine Reihe spezialisierter Vorlesungen in mehreren Mitgliedstaaten halten können .

AKTION 2

Stipendien für Studenten im Rahmen des ERASMUS-Programms

1 . Die Gemeinschaft: wird ein System zur unmittelbaren finanziellen Unterstützung von Studenten weiter
ausbauen , die an einer Hochschule im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 studieren und eine Studienzeit in einem
anderen Mitgliedstaat ableisten . Bei der Festsetzung der Gesamtausgaben für Aktion 1 bzw . Aktion 2
berücksichtigt die Gemeinschaft die Zahl der innerhalb des europäischen Hochschulnetzes im Laufe der Zeit
auszutauschenden Studenten .

2 . Die Verwaltung der ERASMUS-Stipendien wird über die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten abgewickelt .
Jedem Mitgliedstaat wird unter Berücksichtigung der weiteren Entwicklung des europäischen Hochschulnet­
zes ein Mindestbetrag von 200 000 ECU zugewiesen (Gegenwert von etwa 100 Stipendien); beim Restbetrag
wird bei der Zuweisung an die Mitgliedstaaten ausgegangen von der Gesamtzahl der Studenten an den
Hochschulen im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 , von der Gesamtzahl der Jugendlichen im Alter von 18 bis 25
Jahren in jedem Mitgliedstaat , von den durchschnittlichen Kosten einer Reise zwischen dem Land , in dem die
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Universität des Heimatlands des Studenten liegt , und dem Land , in dem die Gastuniversität liegt , sowie von
dem Unterschied zwischen den Lebenshaltungskosten in dem Land der Heimatuniversität des Studenten und in
dem Land der Gastuniversität .

Außerdem wird die Kommission die notwendigen Schritte unternehmen , um eine ausgewogene Beteiligung
aller Fachgebiete zu gewährleisten , um die Nachfrage nach Programmen und die Studentenströme zu
berücksichtigen und um bestimmte spezifische Probleme zu lösen , insbesondere die Finanzierung bestimmter
Stipendien , die wegen der Struktur der außergewöhnlichen Programme nicht von den einzelstaatlichen Stellen
verwaltet werden können. Der für diese Maßnahmen verwendete Anteil darf 5 v . H. der jährlichen
Gesamtmittel für Stipendien nicht übersteigen.

3 . Die für die Stipendienvergäbe zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten gewähren Stipendien bis höchstens
5 000 ECU je Student für einen einjährigen Aufenthalt unter folgenden Bedingungen:

a ) Die Stipendien sollen die durch die Mobilität entstehenden zusätzlichen Kosten ausgleichen , d . h . die
Reisekosten , erforderlichenfalls die Kosten der sprachlichen Vorbereitung und höhere Lebenshaltungs­
kosten im Gastland (gegebenenfalls einschließlich der zusätzlichen Kosten , die dadurch entstehen , daß der
Student sich außerhalb seines Herkunftslands aufhält). Sie sollen nicht die vollen Kosten des Auslands­
studiums decken .

b ) Studenten , die an Studiengängen im Rahmen des europäischen Hochschulnetzes gemäß Aktion 1
teilnehmen , und Studenten, die an dem Europäischen System zur Anrechnung von Studienleistungen
( European Community Course Credit Transfer System — ECTS ) gemäß Aktion 3 teilnehmen , werden
vorrangig behandelt . Stipendien können auch Studenten gewährt werden , die an Studiengängen in einem
anderen Mitgliedstaat teilnehmen, für die Sondervereinbarungen außerhalb des Hochschulnetzes
getroffen worden sind , sofern sie die Stipendienkriterien erfüllen ,

c) Stipendien werden nur in Fällen gewährt , in denen die in einem anderen Mitgliedstaat zurückgelegte
Studienzeit von der Hochschule im Herkunftsland des Studenten voll anerkannt wird. Jedoch können
Stipendien ausnahmsweise auch in Fällen gewährt werden, in denen die Studienzeit in einem anderen
Mitgliedstaat von der den Abschluß verleihenden Universität in diesem Mitgliedstaat voll anerkannt wird ,
sofern diese Vereinbarung Teil einer nach Aktion 1 unterstützten Vereinbarung zwischen Hochschulen
ist .

d ) Die Gasthochschule erhebt von den aufgenommenen Studenten keine Studiengebühren ; gegebenenfalls
zahlen die Stipendiaten weiterhin Studiengebühren an der Hochschule in ihrem Herkunftsland .

e ) Stipendien werden für eine als erheblich anzusehende Studienzeit an einer Hochschule in einem anderen
Mitgliedstaat mit einer Dauer von drei Monaten bis zu einem vollen Studienjahr oder im Falle stark
integrierter Studienprogramme auch für mehr als zwölf Monate gewährt . In der Regel werden keine
Stipendien für das erste Studienjahr gewährt .

f) Alle Zuschüsse oder Darlehen , die Studenten in ihrem Herkunftsland gewährt werden , werden während
der Studienzeit an der Gastuniversität , für die sie ein ERASMUS-Stipendium erhalten , in vollem Umfang
weitergezahlt .

AKTION 3

Maßnahmen zur Verbesserung der Mobilität durch akademische Anerkennung von Diplomen und Studienzeiten

Die Gemeinschaft wird in Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten die nachstehenden
Maßnahmen mit dem Ziel ergreifen , die Mobilität durch akademische Anerkennung der in einem anderen
Mitgliedstaat erworbenen Diplome bzw. zurückgelegten Studienzeiten zu verbessern :

1 . Maßnahmen zur versuchsweisen Förderung eines europäischen Systems zur Anrechnung von Studienleistung
(European Community Course Credit Transfer System — ECTS ) auf freiwilliger Basis , um Studenten , die im
Rahmen ihrer theoretischen und praktischen Ausbildung in einem anderen Mitgliedstaat studieren , die
Möglichkeit zu bieten , an Hochschulen in anderen Mitgliedstaaten erbrachte Studienleistungen auf ihr
Studium angerechnet zu erhalten . Eine begrenzte Anzahl von Zuschüssen in Höhe von 20 000 ECU pro Jahr
wird an die am Pilotsystem teilnehmenden Hochschulen vergeben .

2 . Maßnahmen zur Förderung des gemeinschaftsweiten Austausches von Informationen über die akademische
Anerkennung der in einem anderen Mitgliedstaat erworbenen Diplome und zurückgelegten Studienzeiten vor
allem durch die Weiterentwicklung des Gemeinschaftsnetzes nationaler Informationszentren für Fragen der
akademischen Anerkennung der Diplome und Studienzeiten; jährliche Zuschüsse bis zu 20 000 ECU werden
an die Zentren vergeben , um den Informationsaustausch insbesondere durch ein Datenaustauschsystem auf
EDV-Basis zu erleichtern .
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AKTION 4

Flankierende Maßnahmen zur Förderung der Studentenmobilität in der Gemeinschaft

1 . Durch die flankierenden Maßnahmen soll folgendes finanziert werden :

— die Unterstützung von Zusammenschlüssen und Verbänden von Hochschulen , Hochschuldozenten ,
Verwaltungspersonal oder Studenten auf europäischer Ebene , insbesondere mit dem Ziel , Initiativen auf
spezifischen Gebieten der Ausbildung in der Gemeinschaft besser bekannt zu machen ;

— Veröffentlichungen , die darauf abzielen , auf Möglichkeiten zum Studium und zur Abhaltung von
Lehrveranstaltungen in anderen Mitgliedstaaten sowie auf wichtige Entwicklungen und neue Modelle im
Bereich der Hochschulzusammenarbeit in der Gemeinschaft aufmerksam zu machen ;

— sonstige Initiativen zur Förderung der Hochschulkooperation in der Gemeinschaft im Bereich der
Berufsausbildung;

— Maßnahmen zur Erleichterung der Verbreitung von Informationen über das ERASMUS-Programm;

— ERASMUS-Preise der Europäischen Gemeinschaft für Studenten , Mitglieder des Lehrpersonals , Hoch­
schulen oder ERASMUS-Vorhaben , die einen besonderen Beitrag zur Entwicklung der Zusammenarbeit
zwischen Hochschulen in der Gemeinschaft geleistet haben.

2 . Die Kosten der Maßnahmen im Rahmen der Aktion 4 sollen höchstens 5 v. H. der jährlichen Mittelausstattung
des ERASMUS-Programms betragen .
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ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 15 . Dezember 1989

zur Genehmigung eines spezifischen Forschungs- und technologischen Entwicklungspro­
gramms für die Europäische Atomgemeinschaft auf dem Gebiet der Entsorgung radioaktiver

Abfälle ( 1990—1994)

( 8 9 / 664 / Euratom)

Das Programm zur Entsorgung und Lagerung radioaktiver
Abfälle , das mit dem Beschluß 85 / 199 / Euratom ( 7 ) geneh­
migt wurde, hat zu positiven Ergebnissen geführt und
vielversprechende Aussichten eröffnet , die durch For­
schungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsaktionen , in
denen von den tatsächlichen und künftig zu erwartenden
Entsorgungs- und Lagerbedingungen ausgegangen wird ,
ergänzt und bestätigt werden sollten ; um eine wirksame
Entsorgung radioaktiver Abfälle zu erreichen , muß für sehr
sichere unterirdische Endlagerungsstätten gesorgt wer­
den —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Ab 1 . Januar 1990 wird für die Dauer von fünf Jahren ein
Forschungs- und technologisches Entwicklungsprogramm
für die Europäische Atomgemeinschaft auf dem Gebiet der
Entsorgung radioaktiver Abfälle festgelegt ; die Einzelheiten
dieses Programmes sind im Anhang beschrieben .

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 7 ,

auf Vorschlag der Kommission, nach Anhörung des Aus­
schusses für Wissenschaft und Technik (*),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Annahme des gemeinschaftlichen Rahmenpro­
gramms im Bereich der Forschung und technologischen
Entwicklung ( 1987—1991 ) ( 4 ) hat der Rat die Bedeutung
einer Tätigkeit „Kernspaltung : nukleare Sicherheit" aner­
kannt, zu der insbesondere ein Forschungs- und Entwick­
lungsgebiet „Entsorgung radioaktiver Abfälle" gehört .

Radioaktive Abfälle entstehen bei der Nutzung von Kern­
energie , bei der Verwendung von Radionukliden in der
Medizin und bei sonstigen industriellen Tätigkeiten .

Es ist deshalb wesentlich , wirksame Lösungen einzusetzen ,
um die Sicherheit und den Schutz des Menschen und der
Umwelt vor den potentiellen Risiken im Zusammenhang mit
der Entsorgung solcher Abfälle zu gewährleisten .

Im vierten Aktionsprogramm der Europäischen Gemein­
schaften auf dem Gebiet der Umwelt , das Gegenstand der
Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter
der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 19 . Oktober
1987 ( 5 ) war , wird die Notwendigkeit unterstrichen, die
Aktion der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Entsorgung
radioaktiver Abfälle fortzusetzen .

Mit seiner Entschließung vom 18 . Februar 1980 zur Durch­
führung eines Aktionsprogramms der Gemeinschaft auf dem
Gebiet der radioaktiven Abfälle ( 1980— 1992) ( s ) hat der
Rat die Fortsetzung der Forschungs- und Entwicklungspro­
gramme in diesem Bereich im Rahmen des Aktionspro­
gramms festgelegt.

Artikel 2

Die für die Durchführung des Programmes für erforderlich
gehaltenen Mittel belaufen sich einschließlich der Ausgaben
für einen Personalbestand von 14 Personen auf 79,6 Millio­
nen ECU .

Eine vorläufige Aufschlüsselung dieses Betrages findet sich
im Anhang .

Artikel 3

Die Einzelheiten der Durchführung des Programmes und die
Höhe der finanziellen Beteiligung der Gemeinschaft sind im
Anhang festgelegt .

Artikel 4

( 1 ) Die Kommission überprüft das Programm im dritten
Jahr seiner Laufzeit . Über das Ergebnis dieser Überprüfung
wird ein Bericht erstellt, der dem Europäischen Parlament ,
dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß zugeleitet

(») ABl . Nr . C 144 vom 10 . 6 . 1989 , S. U.
( 2 ) ABl . Nr. C 323 vom 27 . 12 . 1989 .
(*) ABl . Nr . C 329 vom 30 . 12 . 1989 .
{ 4 ) ABl . Nr . L 302 vom 24 . 10 . 1987 , S. 1 .
( s ) ABl . Nr. C 328 vom 7 . 12 . 1987 , S. 1 .
(*) ABl . Nr. C 51 vom 29 . 2 . 1980 , S. 1 . ( 7 ) ABl . Nr. L 83 vom 25 . 3 . 1985 , S. 20 .
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schuß BVKA 6 „Kernspaltungsenergie — Brennstoffkreis­
lauf/ Behandlung und Lagerung radioaktiver Abfälle", der
mit dem Beschluß 84 /338 / Euratom , EGKS , EWG des
Rates ( 2 ) eingesetzt wurde , unterstützt .

wird . Falls erforderlich , werden diesem Bericht Vorschläge
für Änderungen des Programmes beigefügt .

( 2 ) Nach Ablauf des Programmes übermittelt die Kom­
mission dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem
Wirtschafts- und Sozialausschuß einen Bericht über die
erzielten Ergebnisse .

( 3 ) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Berichte
werden unter Berücksichtigung der im Anhang dieser Ent­
scheidung festgelegten Zielsetzungen und gemäß den Be­
stimmungen des Artikels 2 Absatz 2 der Entscheidung
87/ 516 / Euratom , EWG (*) ausgearbeitet .

Artikel 6

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 15 . Dezember 1989 .

Artikel 5

Bei der Durchführung des Programmes wird die Kommission
von dem Beratenden Verwaltungs- und Koordinierungsaus­

Im Namen des Rates

Der Präsident

H. CURIEN

(!) ABl . Nr. L 302 vom 24 . 10 . 1987 , S. 1 . ( 2 ) ABl . Nr. L 177 vom 4 . 7 . 1984 , S. 25 .
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ANHANG

ZIELSETZUNG, TECHNISCHER INHALT, PROGRAMMDURCHFÜHRUNG, VORLAUFIGE
AUFSCHLÜSSELUNG DES BETRAGES UND KRITERIEN FÜR DIE BEWERTUNG

1 . Zielsetzung

Ziel des Programmes ist die weitere Verbesserung und Demonstration eines Systems für die Entsorgung der
radioaktiven Abfälle, einschließlich bestrahlter Brennstoffe ohne Wiederaufarbeitung , sofern diese als Abfälle
gelten , wobei auf den verschiedenen Stufen der bestmögliche Schutz des Menschen und der Umwelt
sichergestellt werden soll . Insbesondere werden weitere Forschungsarbeiten über die Eigenschaften und die
Eignung der verschiedenen vorgesehenen — sowohl künstlichen als auch natürlichen (geologischen ) —
Barrieren durchgeführt , deren Ergebnisse bei der Beurteilung der Langzeitsicherheit des Endlagerungskonzepts
herangezogen werden .

2 . Technischer Inhalt

Vorläufige Aufschlüsselung
des Betrages

(in Millionen ECU)

TEIL A

Entsorgungsstudien und damit zusammenhängende F&E-Aktionen

AI Studien von Entsorgungssystemen 5.4

7.5

39,2

Aufgabe 1 : Systemstudie, darunter analytische Modelle für die weitest­
mögliche Einschränkung des Transports von Abfällen . Harmonisierung
der Politiken und Verfahren zur Entsorgung der Abfälle einschließlich
derer , die bei Stillegungen anfallen , sowie der abgeebrannten Brennstoffe .
Unterrichtung der Öffentlichkeit .

Die Systemstudien betreffen die Bewertung der verschiedenen Entsor­
gungsmöglichkeiten für unterschiedliche Arten von Abfällen . Gegen­
stand der Harmonisierungstätigkeit ist insbesondere die Entwicklung
gemeinsamer Kriterien und Vorgehensweisen im Entsorgungsbereich .

A2 Behandlung der Abfälle
Aufgabe 2 : Behandlung und Konditionierung radioaktiver Abfälle ,
einschließlich bestrahlter Brennstoffe ohne Wiederaufarbeitung, sofern
diese als Abfälle gelten. Behandlung radioaktiver Abfälle . Die Arbeiten
betreffen die Entwicklung fortgeschrittener Verfahren, die es erlauben ,
die Menge der anfallenden Abfälle sowie die Freisetzung radioaktiver
Emissionen in die Umwelt so gering wie möglich zu halten und das
Aufkommen der Abfälle , für die eine Endlagerung erforderlich ist , zu
verrringern , sowie die Untersuchung der Umwandlungsmöglichkeiten .

A3 Sicherheit des Systems geologischer Endlagerung mit Mehrfachbarriere
Aufgabe 3 : Charakterisierung und Einstufung der Abfallformen , der
Behältnisse und =ihrer Umgebung . Die verschiedenen Abfallgebinde
werden in einer Umgebung untersucht, die gleichartig mit der Umgebung
bei der Endlagerung ist , damit die Sicherheit ihres Langzeitverhaltens
geprüft wird . Die Kontrolle ihrer Qualität wird vorangetrieben .

Aufgabe 4: Eridlagerung der radioaktiven Abfälle: Forschungsarbeiten
zur Unterstützung der Einrichtung unterirdischer Lager . Die Arbeiten
werden sich mit den Eigenschaften in bezug auf den Einschluß der
Radionuklide, die die verschiedenen für die Endlagerung der Abfälle
vorgesehenen Gesteinsarten haben , sowie mit konzeptionellen Aspekten
des Baues und des Betriebes unterirdischer Lager in dieser Umgebung
beschäftigen, um deren Machbarkeit und Sicherheit zu beurteilen .

Aufgabe 5 : Methoden der Sicherheitsbewertung der Endlagerungs­
systeme . Die bislang entwickelten Methoden werden vervollkommnet
und auf neue Abfallarten ausgedehnt , um eine umfassende Sicherheits­
bewertung der Lagerstätten für radioaktive Abfälle unter Berücksichti­
gung der Auswirkungen in bezug auf Strahlung , Umwelt und nukleare
Sicherheit vorzunehmen .
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TEIL B

Bau und/oder Betrieb unterirdischer Anlagen, die für gemeinsame Aktionen
der Gemeinschaft zur Verfügung stehen 27,5

Vorhaben 1 : Unterirdische Pilotanlage im Salzbergwerk Asse , Bundes­
republik Deutschland

Vorhaben 2 : Unterirdische Pilotanlage in der Tonschicht unter dem
Kernforschungszentrum Mol , Belgien

Vorhaben 3 : Unterirdische Validationsanalge in Frankreich

Vorhaben 4 : Unterirdische Validationsanlage im Vereinigten König­
reich

Weitere Vorhaben können zusätzlich zu den obengenannten im Verlauf der
Durchführung des Programmes hinzukommen .

Gesamtbetrag 79,6 1

3 . Durchführung

Das Programm wird im wesentlichen im Rahmen von Forschungsverträgen auf Kostenteilungsbasis
durchgeführt , die mit in den Mitgliedstaaten niedergelassenen Organisationen , Unternehmen und entspre­
chenden öffentlichen oder privaten Gesellschaften geschlossen werden. Die Teilnahme kleiner und mittlerer
Unternehmen am Programm wird gefördert .

Die Kommission veröffentlicht Informationsbroschüren in allen Sprachen der Gemeinschaft , die mit der
Aufforderung zur Teilnahme verteilt werden , um den Unternehmen , Hochschuleinrichtungen und For­
schungszentren der Mitgliedstaaten gleiche Chancen zu geben .

Das Programm kann , abgesehen von den Forschungsverträgen auf Kostenteilungsbasis , auch im Wege von
Studienverträgen , Koordinierungsaktionen sowie Ausbildungs- und Mobilitätsstipendien durchgeführt wer­
den . Diese Verträge bzw . Stipendien werden gegebenenfalls nach dem Auswahlverfahren zugeteilt , das auf im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlichten Ausschreibungen beruht .

Der Beitrag der Gemeinschaft wird in der Regel 50 % der Gesamtkosten des Vorhabens nicht überschreiten . Im
Falle von Universitäten und ähnlichen Organisationen kann die Gemeinschaft jedoch bis zu 100% der
Zusatzkosten tragen , die zu den normalen , regelmäßig wiederkehrenden Kosten , die auch bei Nichtdurch­
führung des Vorhabens anfielen , hinzukommen .

Die bereits im Rahmen des Vorgängerprogramms in Angriff genommenen spezifischen koordinierten
Forschungsvorhaben werden weitergeführt , um die Zusammenarbeit zwischen Gruppen aus den verschiede­
nen Mitgliedstaaten zu fördern und zu vertiefen . Die internationale Zusammenarbeit wird insbesondere im
Rahmen der Vorhaben des Teils B (unterirdische Einrichtungen ) gefördert .

Die Aktionen auf Kostenteilungsbasis müßten gegebenenfalls von Teilnehmern aus mehr als einem
Mitgliedstaat durchgeführt werden .

Die Informationen, die sich aus der Druchführung der Tätigkeiten auf Kostenteilungsbasis ergeben , werden
unter gleichen Bedingungen allen Mitgliedstaaten zugänglich gemacht . Die Lizenzen und /oder andere Rechte :
im Rahmen des Programmes werden unter Berücksichtigung der Vereinbarungen über Verträge den
Gemeinschaftsregelungen unterworfen . Diese Informationen sind auch bei der Veröffentlichung klarer ,
sachbezogener und genauer Unterlagen zu verwenden , die der Unterrichtung der Gemeinschaftsorgane und der
Öffentlichkeit über die wichtigsten Aspekte der Technologie der Entsorgung radioaktiver Abfälle dienen und
die die Beurteilung dieser Entsorgung im allgemeineren Rahmen der Entsorgung giftiger Abfälle ermög­
lichen .

4 . Kriterien für die Bewertung

Das Programm muß von unabhängigen Sachverständigen gemäß dem gemeinschaftlichen Aktionsplan
betreffend die Bewertung von Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten bewertet werden . Hierbei sind
insbesondere folgende Bewertungskriterien zu legen :

— inwieweit wurden bei der Auswahl der Forschungsvorschläge die entsprechenden Kriterien angewandt
(wissenschaftliches , technisches und gemeinschaftliches Interesse sowie Kosten);

(') Davon sind etwa 8,4 Millionen ECU für die Deckung der Personal- und Verwaltungskosten bestimmt.
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— inwieweit hat die unterstützte Arbeit unter Berücksichtigung der vorstehend genannten Zielsetzungen zu
einer erheblichen Entwicklung der Kenntnisse , Verfahren und Geräte geführt;

— welche Bedeutung haben die Ergebnisse möglicherweise für die Sicherheits- und Schutzaspekte und
insbesondere im Hinblick auf die Endlagerung radioaktiver Abfälle ;

— welche Bedeutung haben die Ergebnisse möglicherweise für die Entsorgung radioaktiver Abfälle und die
Endlagerung im industriellen Maßstab;

— inwieweit wurde der Informationsaustausch über die Grenzen der Mitgliedstaaten hinaus gefördert ;

— welchen Beitrag hat das Programm zur Entwicklung der Politik der Gemeinschaft auf diesem Gebiet
geleistet ;

— inwieweit konnten durch das Programm doppelte Forschungsarbeiten vermieden werden ;

— inwieweit hat das Programm die Information der Öffentlichkeit im allgemeinen und die Teilnahme der
betroffenen Gruppen erleichtert .
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RICHTLINIE DES RATES

vom 21 . Dezember 1989

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung der
Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge

( 89 / 665 / EWG )

hen , hält die Unternehmen der Gemeinschaft davon ab , sich
um Aufträge in dem Staat des jeweiligen öffentlichen Auf­
traggebers zu bewerben . Deshalb müssen die betreffenden
Mitgliedstaaten Abhilfe schaffen .

Angesichts der Kürze der Verfahren zur Vergabe öffentlicher
Aufträge müssen die für die Nachprüfung zuständigen Stellen
vor allem befugt sein , vorläufige Maßnahmen zu treffen , um
das Vergabeverfahren oder die Durchführung etwaiger
Beschlüsse der Vergabebehörde auszusetzen . Die Kürze der
Vergabeverfahren macht eine dringliche Behandlung der :
genannten Verstöße notwendig.

In allen Mitgliedstaaten müssen geeignete Verfahren geschaf­
fen werden, um die Aufhebung rechtswidriger Entscheidun­
gen und die Entschädigung der durch einen Verstoß Geschä­
digten zu ermöglichen .

- Wenn die Unternehmen selbst kein Nachprüfungsverfahren
anstrengen , können bestimmte Verstöße nur beseitigt wer­
den , wenn ein eigenes System hierfür geschaffen wird .

Die Kommission muß daher , wenn ihres Erachtens ein klarer
und eindeutiger Verstoß in einem Verfahren zur Vergabe
eines öffentlichen Auftrags begangen wurde , bei der zustän-.
digen Stelle des Mitgliedstaats und der Vergabebehörde mit
dem Ziel tätig werden können , daß ein behaupteter Verstoß
umgehend behoben wird .

Die Wirksamkeit der Anwendung dieser Richtlinie sollte vor
Ablauf eines Zeitraums von vier Jahren nach dem Beginn
ihrer Anwendung anhand von Angaben der Mitgliedstaaten
über das Funktionieren der einzelstaatlichen Nachprüfungs­
verfahren überprüft werden —

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission (*),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschaft- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Gemeinschaftsrichtlinien im Bereich des öffentlichen
Auftragswesens und insbesondere die Richtlinie 71 / 305 /
EWG des Rates vom 26 . Juli 1971 über die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge ( 4 ),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 89 / 440 / EWG ( 5 ), und
die Richtlinie 77 / 62 / EWG des Rates vom 21 . Dezember
1976 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe
öffentlicher Lieferanträge ( 6 ), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 88 / 295 /EWG ( 7 ), enthalten keine spezifischen
Vorschriften , mit denen sich ihre tatsächliche Anwendung
sicherstellen läßt .

Die auf einzelstaätlicher Ebene und auf Gemeinschaftsebene
derzeit vorhandenen Mechanismen zur Durchsetzung dieser
Regeln sind nicht immer ausreichend, um die Einhaltung der
Gemeinschaftsvorschriften zu gewährleisten , vor allem
dann, wenn Verstöße noch beseitigt werden können.

Die Öffnung des öffentlichen Auftragswesens für den
gemeinschaftsweiten Wettbewerb setzt eine beträchtliche
Verstärkung der Garantien im Bereich der Transparenz und
der Nichtdiskriminierung voraus ; damit diese Öffnung kon­
kret umgesetzt werden kann , müssen für den Fall von
Verstößen gegen das Gemeinschaftsrecht im Bereich des
öffentlichen Auftragswesens oder gegen die einzelstaatlichen
Vorschriften , die in Umsetzung dieses Rechtes ergangen
sind, Möglichkeiten einer wirksamen und raschen Nachprü­
fung bestehen .

Der Umstand, daß in einigen Mitgliedstaaten keine wirksa­
men oder nur unzulängliche Nachprüfungsverfahren beste­

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

( V) ABl . Nr. C 230 vom 28 . 8 . 1987 , S. 6 , und ABl . Nr . C 15 vom
19 . 1.1989, S. 8 .

Artikel 1

( 1 ) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maß­
nahmen, um sicherzustellen , daß hinsichtlich der in den
Anwendungsbereich der Richtlinien 717305 / EWG und 77/
62/ EWG fallenden Verfahren zur Vergabe öffentlicher
Aufträge die Entscheidungen der Vergabebehörden wirksam
und vor allem möglichst rasch nach Maßgabe der nachste­
henden Artikel , insbesondere von Artikel 2 Absatz 7, auf
Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht im Bereich des
öffentlichen Auftragswesens oder gegen die einzelstaatlichen
Vorschriften , die dieses Recht umsetzen , nachgeprüft wer­
den können .

( 2 ) ABl . Nr. C 167 vom 27 . 6 . 1988 , S. 77 , und ABl . Nr. C 323 vom
27 . 12 . 1989 .

( 3 ) ABl . Nr. C 347 vom 22 . 12 . 1987 , S. 23 .
( 4 ) ABl . Nr. L 185 vom 16 . 8 . 1971 , S. 5 .
( s ) ABl . Nr . L 210 vom 21 . 7 . 1989 , S. 1 .
( s ) ABl . Nr . L 13 vom 15 . 1 . 1977 , S. 1 .
( 7 ) ABl . Nr. L 127 vom 20 . 5 . 1988 , S. 1 .
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( 2 ) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür , daß die in dieser
Richtlinie getroffene Unterscheidung zwischen einzelstaat­
lichen Vorschriften zur Umsetzung des Gemeinschaftsrechts
und den übrigen innerstaatlichen Bestimmungen nicht zu
Diskriminierungen zwischen Unternehmen führt , die im
Rahmen eines Verfahrens zur Vergabe eines öffentlichen
Auftrags einen Schaden geltend machen könnten .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten stellen sicher , daß das Nachprü­
fungsverfahren entsprechend den gegebenenfalls von den
Mitgliedstaaten festzulegenden Bedingungen zumindest
jedem zur Verfügung steht, der ein Interesse an einem
bestimmten öffentlichen Liefer- oder Bauauftrag hat oder
hatte und dem durch einen behaupteten Rechtsverstoß ein
Schaden entstanden ist bzw . zu entstehen droht . Die Mit­
gliedstaaten können insbesondere verlangen , daß derjenige ,
der ein Nachprüfungsverfahren einzuleiten beabsichtigt , den
öffentlichen Auftraggeber zuvor von dem behaupteten
Rechtsverstoß und von der beabsichtigten Nachprüfung
unterrichten muß.

wenn deren nachteilige Folgen die damit verbundenen Vor­
teile überwiegen könnten . Die Ablehnung der vorläufigen
Maßnahmen beeinträchtigt nicht die sonstigen Rechte des
Antragstellers .

( 5 ) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, daß bei
Schadenersatzansprüchen, die auf die Rechtswidrigkeit einer
Entscheidung gestützt werden , diese zunächst von einer mit
den dafür erforderlichen Befugnissen ausgestatteten Instanz
aufgehoben worden sein muß .

( 6 ) Die Wirkungen der Ausübung der in Absatz 1 genann­
ten Befugnisse auf den nach Zuschlagserteilung des Auftrags
geschlossenen Vertrag richten sich nach dem einzelstaatli­
chen Recht .

Abgesehen von dem Fall , in dem eine Entscheidung vor
Zuerkennung von Schadenersatz aufgehoben werden muß,
kann ein Mitgliedstaat ferner vorsehen , daß nach dem
Vertragsschluß im Anschluß an die Zuschlagserteilung die
Befugnisse der Nachprüfungsinstanz darauf beschränkt wer­
den , einer durch einen Rechtsverstoß geschädigten Person
Schadenersatz zuzuerkennen .

(7 ) Die Mitgliedstaaten stellen sicher , daß die Entschei­
dungen der für Nachprüfungsverfahren zuständigen Instan­
zen wirksam durchgesetzt werden können .

( 8 ) Eine für Nachprüfungsverfahren zuständige Instanz ,
die kein Gericht ist , muß ihre Entscheidung stets schriftlich
begründen . Ferner ist in diesem Falle sicherzustellen , daß
eine behauptete rechtswidrige Maßnahme der zuständigen
Grundinstanz oder ein behaupteter Verstoß bei der Aus­
übung der ihr übertragenen Befugnisse zum Gegenstand einer
Klage oder einer Nachprüfung bei einer anderen gegenüber
den öffentlichen Auftraggebern und der Grundinstanz unab­
hängigen Instanz , die ein Gericht im Sinne des Artikels 177
des Vertrages ist , gemacht werden können.

Für Ernennung und Ende der Amtszeit der Mitglieder dieser
unabhängigen Instanz gelten bezüglich der für ihre Ernen­
nung zuständigen Behörde , der Dauer ihrer Amtszeit und
ihrer Absetzbarkeit die gleichen Bedingungen wie für Rich­
ter . Zumindest der Vorsitzende dieser unabhängigen Instanz
muß die juristischen und beruflichen Qualifikationen eines
Richters besitzen . Die unabhängige Instanz erkennt in einem
kontradiktorischen Verfahren; ihre Entscheidungen sind in
der von den einzelnen Mitgliedstaaten jeweils zu bestimmen­
den Weise rechtsverbindlich .

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten stellen sicher , daß für die in
Artikel 1 genannten Nachprüfungsverfahren die erforder­
lichen Befugnisse vorgesehen werden ,

a) damit so schnell wie möglich im Wege der einstweiligen
Verfügung vorläufige Maßnahmen ergriffen werden
können , um den behaupteten Rechtsverstoß zu beseiti­
gen oder weitere Schädigungen der betroffenen Interes­
sen zu verhindern ; dazu gehören Maßnahmen, um das
Verfahren zur Vergabe eines öffentlichen Auftrags aus­
zusetzen oder die Aussetzung zu veranlassen oder Maß­
nahmen der Durchführung jeder sonstigen Entscheidung
der öffentlichen Auftraggeber ;

b ) damit die Aufhebung rechtswidriger Entscheidungen,
einschließlich der Streichung diskriminierender techni­
scher , wirtschaftlicher oder finanzieller Spezifikationen
in den Ausschreibungsdokumenten , den Verdingungs­
unterlagen oder in jedem sonstigen sich auf das betref­
fende Vergabeverfahren beziehenden Dokument vorge­
nommen oder veranlaßt werden kann;

c) damit denjenigen , die durch den Rechtsverstoß geschä­
digt worden sind, Schadensersatz zuerkannt werden
kann .

( 2 ) Die in Absatz 1 genannten Befugnisse können getrennt
mehreren Instanzen übertragen werden, die für das Nach­
prüfungsverfahren unter verschiedenen Gesichtspunkten
zuständig sind .

( 3 ) Die Nachprüfungsverfahren haben als solche nicht
notwendigerweise einen automatischen Suspensiveffekt auf
die betreffenden Vergabeverfahren .

(4 ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die zustän­
dige Instanz bei Prüfung der Frage, ob vorläufige Maßnah­
men zu ergreifen sind , deren voraussehbare Folgen für alle
möglicherweise geschädigten Interessen sowie das Interesse
der Allgemeinheit berücksichtigen kann, und daß sie
beschließen kann, diese Maßnahmen nicht zu ergreifen ,

Artikel 3

( 1 ) Die Kommission kann das in diesem Artikel vorgese­
hene Verfahren anwenden , wenn sie vor Abschluß eines
Vertrages zu der Auffassung gelangt , daß bei einem Verga­
beverfahren im Sinne der Richtlinien 71 / 305 /EWG und
77/62 / EWG ein klarer und eindeutiger Verstoß gegen die
Gemeinschaftsvorschriften für das öffentliche Auftragswe­
sen vorliegt .

(2 ) Die Kommission teilt dem Mitgliedstaat und der
Vergabebehörde mit , aus welchen Gründen sie einen klaren
und eindeutigen Verstoß als gegeben ansieht und fordert
dessen Beseitigung .
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Kommission im Benehmen mit dem Beratenden Ausschuß für
das öffentliche Auftragswesen die Anwendung der Vorschrif­
ten dieser Richtlinie und schlägt gegebenenfalls entsprechen­
de Änderungen vor .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission
alljährlich vor dem 1 . März von dem Verlauf der einzelstaat­
lichen Nachprüfungsverfahren während des vorausgegange­
nen Jahres . Die Kommission bestimmt im Benehmen mit dem
Beratenden Ausschuß für das öffentliche Auftragswesen die
Art dieser Informationen .

( 3 ) Innerhalb von 21 Tagen nach Eingang der in Absatz 2
genannten Mitteilung übermittelt der Mitgliedstaat der
Kommission

a ) die Bestätigung, daß der Verstoß beseitigt wurde , oder

b) eine Begründung dafür , weshalb der Verstoß nicht
beseitigt wurde, oder

c ) die Mitteilung, daß das betreffende Vergabeverfahren
entweder auf Betreiben des öffentlichen Auftraggebers
oder aber in Wahrnehmung der in Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe a ) vorgesehenen Befugnisse ausgesetzt
wurde .

(4 ) Bei einer Begründung nach Absatz 3 Buchstabe b )
kann insbesondere geltend gemacht werden , daß der behaup­
tete Rechtsverstoß bereits Gegenstand eines Gerichsverfah­
rens oder eines anderen Verfahrens nach Artikel 2 Absatz 8
ist . In diesem Fall unterrichtet der Mitgliedstaat die Kom­
mission alsbald vom Ausgang dieser Verfahren .

(5 ) Hat ein Mitgliedstaat gemäß Absatz 3 Buchstabe c)
mitgeteilt , daß ein Vergabeverfähren ausgesetzt wurde , so ist
die Beendigung der Aussetzung oder die Eröffnung eines
neuen Vergabeverfahrens , das sich ganz oder teilweise auf
das frühere Vergabeverfahren bezieht , der Kommission
bekanntzugeben . In der neuen Mitteilung bestätigt der
Mitgliedstaat entweder , daß der behauptete Rechtsverstoß
beseitigt wurde , oder er gibt eine Begründung dafür , weshalb
der Verstoß nicht beseitigt wurde.

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten treffen vor dem 21 . Dezember 1991 die
erforderlichen Maßnahmen , um dieser Richtlinie nachzu­
kommen. Sie teilen der Kommission die wichtigsten inner­
staatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit , die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 6

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1989 .

Artikel 4

( 1 ) Vor Ablauf eines Zeitraums von vier Jahren nach
Beginn der Anwendung dieser Richtlinie überprüft die

Im Namen des Rates

Der Präsident

E. CRESSON
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ELFTE RICHTLINIE DES RATES

vom 21 . Dezember 1989

über die Offenlegung von Zweigniederlassungen, die in einem Mitgliedstaat von
Gesellschaften bestimmter Rechtsformen errichtet wurden, die dem Recht eines anderen

Staates unterliegen

( 89 / 666 / EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 54 ,

auf Vorschlag der Kommission ( a ),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ), .

in Erwägung nachstehender Gründe:

Um die Ausübung der Niederlassungsfreiheit durch Gesell­
schaften im Sinne des Artikels 58 des Vertrages zu erleich­
tern , sehen Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages
und das allgemeine Programm zur Aufhebung der Beschrän­
kungen der Niederlassungsfreiheit die Koordinierung der
Schutzbestimmungen vor , die in den Mitgliedstaaten den
Gesellschaften im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter
vorgeschrieben sind .

Die Koordinierung wurde hinsichtlich der Offenlegung bis­
lang durch die Erste Richtlinie 68 / 151 / EWG ( 4 ), zuletzt
geändert durch die Beitrittsakte von 1985 , für die Kapital­
gesellschaften verwirklicht ; sie wurde für den Bereich der
Rechnungslegung durch die Vierte Richtlinie 78 / 660/ EWG
über den Jahresabschluß von Gesellschaften bestimmter
Rechtsformen ( 5 ), zuletzt geändert durch die Beitrittsäkte
von 1985 , die Siebte Richtlinie 83 / 349 /EWG über den
konsolidierten Abschluß ( 6 ), geändert durch die Beitrittsakte
von 1985 , und die Achte Richtlinie 84 / 253 /EWG über die
Zulassung der mit der Pflichtprüfung der Rechnungsunter­
lagen beauftragten Personen ( 7 ) fortgesetzt .

Diese Richtlinien sind anwendbar auf die Gesellschaften als
solche , jedoch nicht auf ihre Zweigniederlassungen . Die
Errichtung einer Zweigniederlassung ist jedoch neben der
Gründung einer Tochtergesellschaft eine der Möglichkeiten ,
die derzeit einer Gesellschaft zur Ausübung des Niederlas­
sungsrechts in einem anderen Mitgliedstaat zur Verfügung
stehen .

Das Fehlen einer Koordinierung für die Zweigniederlassun­
gen , insbesondere im Bereich der Offenlegung, hat im

Hinblick auf den Schutz von Gesellschaftern und Dritten zu
Unterschieden geführt zwischen den Gesellschaften , welche
sich in anderen Mitgliedstaaten durch die Errichtung von
Zweigniederlassungen betätigen, und den Gesellschaften , die
dies durch die Gründung von Tochtergesellschaften tun .

Solche Unterschiede in den Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten können die Ausübung des Niederlassungsrechts
stören und sind deshalb unter anderem zur Sicherung der
Ausübung dieses Rechts zu beseitigen .

Zum Schutz der Personen , die über eine Zweigniederlassung
mit einer Gesellschaft in Beziehung treten , müssen in dem
Mitgliedstaat , in dem sich die Zweigniederlassung befindet ,
Maßnahmen der Offenlegung getroffen werden . Der wirt­
schaftliche und soziale Einfluß einer Zweigniederlassung
kann in gewisser Hinsicht demjenigen einer Tochtergesell­
schaft vergleichbar sein , so daß ein öffentliches Interesse an
einer Offenlegung der Gesellschaft bei der Zweigniederlas­
sung besteht . Zu deren Regelung bietet es sich an , von dem
Verfahren Gebrauch zu machen , das bereits für Kapital­
gesellschaften in der Gemeinschaft eingeführt worden ist .

Die Offenlegung erstreckt sich auf eine Reihe von Urkunden
und wichtigen Angaben sowie diesbezügliche Änderungen.

Die Offenlegung kann — von der Vertretungsmacht , der
Firma und der Rechtsform sowie der Auflösung der Gesell­
schaft und dem Verfahren bei Insolvenz abgesehen — auf
Angaben beschränkt werden , welche die Zweigniederlassung
selbst betreffen , sowie auf Hinweise auf das Register der
Gesellschaft , zu der die Zweigniederlassung gehört , da
aufgrund der bestehenden Gemeinschaftsvorschriften bei
diesem Register die Angaben über die Gesellschaft insgesamt
zur Verfügung stehen .

Einzelstaatliche Vorschriften , welche die Offenlegung von
Unterlagen der Rechnungslegung verlangen, die sich auf die
Zweigniederlassung beziehen , haben ihre Berechtigung ver­
loren, nachdem die einzelstaatlichen Vorschriften über die
Erstellung, Prüfung und Offenlegung von Unterlagen der
Rechnungslegung der Gesellschaft angeglichen worden sind.
Deshalb genügt es , die von der Gesellschaft geprüften und
offengelegten Rechnungslegungsunterlagen beim Register
der Zweigniederlassung offenzulegen .

Geschäftsbriefe und Bestellscheine, die von der Zweignieder­
lassung benutzt werden, müssen mindestens die gleichen
Angaben wie die Geschäftsbriefe und Bestellscheine der
Gesellschaft sowie die Angabe des Registers, in das die
Zweigniederlassung eingetragen ist , enthalten .

Damit die Ziele dieser Richtlinie erreicht werden können und
damit jede diskriminierende Behandlung nach dem Her­

(!) ABl . Nr . C 105 vom 21 . 4 . 1988 , S. 6 .
( 2 ) ABl . Nr . C 345 vom 21 . 12 . 1987 , S. 76 , und ABl . Nr . C 256

vom 9 . 10 . 1989 , S. 72 .
( 3 ) ABl . Nr . C 319 vom 30. 11 . 1987 , S. 61 .
(") ABl . Nr . L 65 vom 14 . 3 . 1968 , S. 8 .
( s ) ABl . Nr . L 222 vom 14 . 8 . 1978 , S. 11 .
( s ) ABl . Nr . L 193 vom 18 . 7 . 1983 , S. 1 .
O ABl . Nr . L 126 vom 12 . 5 . 1984 , S. 20 .
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kunftsland der Gesellschaft vermieden wird , muß diese
Richtlinie auch die Zweigniederlassungen von Gesellschaften
erfassen , die dem Recht eines Drittlands unterliegen und eine
Rechtsform haben , die derjenigen der unter die Richtlinie
68 / 151 /EWG fallenden Gesellschaften vergleichbar ist .
Allerdings sind für solche Zweigniederlassungen aufgrund
der Tatsache, daß Gesellschaften aus Drittländern nicht in
den Anwendungsbereich der oben erwähnten Richtlinien
fallen , in gewissem Umfang unterschiedliche Vorschriften
gegenüber denen erforderlich , die für Gesellschaften gelten ,
die dem Recht eines anderen Mitgliedstaats unterliegen .

Die vorliegende Richtlinie berührt nicht die Informations­
pflichten , denen die Zweigniederlassungen aufgrund anderer
Vorschriften unterliegen , wie z . B. im Sozialrecht in bezug
auf das Informationsrecht der Arbeitnehmer , im Steuerrecht
oder im Hinblick auf statistische Angaben —

der Offenlegung, die nach Artikel 2 Absatz 1 Buch­
stabe d) der Richtlinie 68 / 151 / EWG bei der Gesell­
schaft erfolgt ,

— als ständige Vertreter der Gesellschaft für die Tätig­
keit der Zweigniederlassung, unter Angabe ihrer
Befugnisse ;

f) — die Auflösung der Gesellschaft , die Bestellung, die
Personalien und die Befugnisse der Liquidatoren
sowie den Abschluß der Liquidation gemäß der
Offenlegung, die nach Artikel 2 Absatz 1 Buchsta­
ben h), j ) und k) der Richtlinie 68 / 151 /EWG bei der
Gesellschaft erfolgt ,

— ein die Gesellschaft betreffendes Konkursverfahren,
Vergleichsverfahren oder ähnliches Verfahren ;

g ) die Unterlagen der Rechnungslegung gemäß Artikel 3 ;

h ) die Aufhebung der Zweigniederlassung .

(2 ) Der Mitgliedstaat der Zweigniederlassung kann vor­
schreiben, daß folgendes gemäß Artikel 1 offenzulegen ist :

a ) eine Unterschrift der in Absatz 1 Buchstaben e ) und f) des
vorliegenden Artikels bezeichneten Personen ;

b ) der Errichtungsakt und, sofern diese Gegenstand eines
gesonderten Aktes gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchsta­
ben a), b ) und c) der Richtlinie 68 / 151 / EWG ist , die
Satzung sowie Änderungen dieser Unterlagen ;

c) eine Bescheinigung aus dem in Absatz 1 Buchstabe c) des
vorliegenden Artikels genannten Register in bezug auf
das Bestehen der Gesellschaft;

d ) Angaben über die Sicherheiten , bei denen Vermögens­
werte der Gesellschaft belastet werden, die sich in diesem
Mitgliedstaat befinden , sofern diese Offenlegung sich auf
die Gültigkeit solcher Sicherheiten bezieht .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

ABSCHNITT I

Zweigniederlassungen von Gesellschaften
aus anderen Mitgliedstaaten

Artikel 1

( 1 ) Die Urkunden und Angaben über eine Zweignieder­
lassung, die in einem Mitgliedstaat von einer Gesellschaft
errichtet worden ist , welche dem Recht eines anderen
Mitgliedsstaats unterliegt und auf welche die Richtlinie
68 / 151 /EWG Anwendung findet, sind nach dem Recht des
Mitgliedstaats der Zweigniederlassung im Einklang 3 der
genannten Richtlinie offenzulegen .

(2) Weicht die Offenlegung bei der Zweigniederlassung
von der Offenlegung bei der Gesellschaft ab , so ist für den
Geschäftsverkehr mit der Zweigniederlassung die Offene
legung bei der Zweigniederlassung maßgebend .

Artikel 2

( 1 ) Die Pflicht zur Offenlegung nach Artikel 1 erstreckt
sich lediglich auf folgende Urkunden und Angaben:

a ) die Anschrift der Zweigniederlassung;

b ) die Tätigkeit der Zweigniederlassung;

c) das Register , bei dem die in Artikel 3 der Richtlinie
68 / 151 /EWG bezeichnete Akte für die Gesellschaft
angelegt worden ist , und die Nummer der Eintragung in
dieses Register ;

d ) die Firma und die Rechtsform der Gesellschaft sowie die
Firma der Zweigniederlassung, sofern diese nicht mit der
Firma der Gesellschaft übereinstimmt;

e ) die Bestellung, das Ausscheiden und die Personalien
derjenigen , die befugt sind , die Gesellschaft gerichtlich
und außergerichtlich zu vertreten, und zwar
— als gesetzlich vorgeschriebenes Organ der Gesell­

schaft oder als Mitglied eines solchen Organs gemäß

Artikel 3

Die Pflicht zur Offenlegung nach Artikel 2 Absatz 1 Buch­
stabe g) erstreckt sich lediglich auf die Unterlagen der
Rechnungslegung der Gesellschaft , die nach dem Recht des
Mitgliedstaats , dem die Gesellschaft unterliegt , im Einklang
mit den Richtlinien 78 / 660 /EWG , 83 / 349 / EWG und
84 / 253 / EWG erstellt , geprüft und offengelegt worden
sind .

Artikel 4

Der Mitgliedstaat der Zweigniederlassung kann vorschrei­
ben, daß die in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b) und Artikel 3
bezeichneten Unterlagen in einer anderen Amtssprache der
Gemeinschaft offengelegt werden und die Übersetzung dieser
Unterlagen beglaubigt wird .

Artikel 5

Wenn in einem Mitgliedstaat mehrere Zweigniederlassungen
ein und derselben Gesellschaft bestehen, kann die in Artikel 2
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h) die Bestellung, das Ausscheiden und die Personalien
derjenigen , die befugt sind , die Gesellschaft gerichtlich
und außergerichtlich zu vertreten , und zwar
— als gesetzlich vorgeschriebenes Organ der Gesell­

schaft oder als Mitglied eines solchen Organs ,
— als ständige Vertreter der Gesellschaft für die Tätig­

keit der Zweigniederlassung .

Dabei ist anzugeben , welchen Umfang die Vertretungs­
macht hat und ob die betreffenden Personen diese allein
oder nur gemeinschaftlich ausüben können ;

i ) — die Auflösung der Gesellschaft , die Bestellung, die

Absatz 2 Buchstabe b ) und Artikel 3 genannte Offenlegung
von dieser Gesellschaft nach ihrer Wahl bei dem Register
einer dieser Zweigniederlassungen vorgenommen werden .

In diesem Fall erstreckt sich die Offenlegungspflicht der
übrigen Zweigniederlassungen auf die Angabe des Registers
der Zweigniederlassung , bei dem die Offenlegung erfolgt ist ,
sowie auf die Nummer der Eintragung dieser Zweignieder­
lassung in dieses Register .

Artikel 6

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß auf Geschäftsbriefen
und Bestellscheinen , die von der Zweigniederlassung benutzt
werden, außer den in Artikel 4 der Richtlinie 68 / 151 / EWG
verlangten Angaben das Register, bei dem die Akte für die
Zweigniederlassung angelegt worden ist , und die Nummer
der Eintragung in dieses Register anzugeben sind .

Personalien und die Befugnisse der Liquidatoren
sowie den Abschluß der Liquidation;

— ein die Gesellschaft betreffendes Konkursverfahren ,
Vergleichsverfahren oder ähnliches Verfahren ;

j ) die Unterlagen der Rechnungslegung gemäß Artikel 9 ;
k) die Aufhebung der Zweigniederlassung .

Artikel 9

( 1 ) Die Pflicht zur Offenlegung nach Artikel 8 Buch­
stabe j ) erstreckt sich auf die Unterlagen der Rechnungsle­
gung der Gesellschaft , die nach dem Recht des Staates , dem
die Gesellschaft unterliegt , erstellt , geprüft und offengelegt
worden sind . Werden diese Unterlagen nicht gemäß den
Richtlinien 78 / 660 /EWG bzw. 83 / 349 / EWG oder in
gleichwertiger Form erstellt , so können die Mitgliedstaaten
die Erstellung und Offenlegung der Unterlagen der Rech­
nungslegung, die sich auf die Tätigkeiten der Zweignieder­
lassung beziehen , verlangen .

( 2 ) Die Artikel 4 und 5 finden Anwendung. •

Artikel 10

Die Mitgliedstaaten schreiben vor , daß auf Geschäftsbriefen
und Bestellscheinen , die von der Zweigniederlassung benutzt
werden , das Register , bei dem die Akte für die Zweignieder­
lassung angelegt worden ist , und die Nummer der Eintra­
gung in dieses Register anzugeben sind . Sofern das Recht des
Staates , dem die Gesellschaft unterliegt , eine Eintragung in
ein Register vorsieht , sind das Register , in das die Gesell­
schaft eingetragen ist , und die Nummer der Eintragung in
dieses Register ebenfalls anzugeben .

ABSCHNITT II

Zweigniederlassungen von Gesellschaften
aus Drittländern

Artikel 7

( 1 ) Die Urkunden und Angaben über eine Zweignieder­
lassung, die in einem Mitgliedstaat von einer Gesellschaft
errichtet worden ist , welche nicht dem Recht eines Mitglied­
staat unterliegt , jedoch eine Rechtsform hat , die mit den
Rechtsformen vergleichbar ist , auf welche die Richtlinie
68 / 151 / EWG Anwendung findet , sind nach dem Recht des
Mitgliedstaats der Zweigniederlassung im Einklang mit
Artikel 3 der genannten Richtlinie offenzulegen .

( 2 ) Artikel 1 Absatz 2 findet Anwendung.

Artikel 8

Die Pflicht zur Offenlegung nach Artikel 7 erstreckt sich
mindestens auf folgende Urkunden und Angaben :

a ) die Anschrift der Zweigniederlassung;
b ) die Tätigkeit der Zweigniederlassung;
c) das Recht des Staates, dem die Gesellschaft unterliegt ;

d) sofern dieses Recht es vorsieht , das Register , in das die
Gesellschaft eingetragen ist , und die Nummer der Ein­
tragung in dieses Register ;

e) den Errichtungsakt und, falls sie Gegenstand eines
gesonderten Aktes ist , die Satzung sowie jede Änderung
dieser Unterlagen;

f) die Rechtsform, den Sitz und den Gegenstand der
Gesellschaft sowie mindestens jährlich den Betrag des
gezeichneten Kapitals , sofern diese Angaben nicht in
den unter Buchstabe e) genannten Urkunden gemacht
werden ;

g ) die Firma der Gesellschaft sowie die Firma der Zweig­
niederlassung, sofern diese nicht mit der Firma der
Gesellschaft übereinstimmt ;

ABSCHNITT III

Angabe der Zweigniederlassungen im Geschäftsbericht der
Gesellschaft

Artikel 11

Dem Artikel 46 Absatz 2 der Richtlinie 78 / 660/EWG wird
folgender Buchstabe hinzugefügt :

„e) bestehende Zweigniederlassungen der Gesell­
schaft".
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ABSCHNITT IV

Übergangs- und Schlußbestimmungen

vor dem 1 . Januar 1992 nachzukommen . Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten schreiben vor , daß die in Absatz 1
bezeichnete Vorschriften ab 1 . Januar 1993 und, was die
Unterlagen für die Rechnungslegung betrifft , erstmals auf
den Jahresabschluß für das am 1 . Januar 1993 oder im Laufe
des Jahres 1993 beginnende Haushaltsjahr Anwendung
finden .

(3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der innerstaatlichen Vorschriften mit , die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 12

Die Mitgliedstaaten drohen geeignete Maßregeln für den Fall
an , daß die in den Artikeln 1 , 2 , 3 , 7 , 8 , und 9 vorgeschrie­
bene Offenlegung unterbleibt oder die nach den Artikeln 6
und 10 vorgeschriebenen Angaben auf den Geschäftsbriefen
und Bestellscheinen fehlen .

Artikel 17

Der mit Artikel 52 der Richtlinie 78 / 660 /EWG geschaffene
Kontaktausschuß hat außerdem die Aufgabe ,
a ) unbeschadet der Artikel 169 und 170 des Vertrages eine

gleichmäßige Anwendung der vorliegenden Richtlinie
durch eine regelmäßige Abstimmung, insbesondere in
konkreten Anwendungsfragen , zu erleichtern ;

b ) die Kommission erforderlichenfalls bezüglich Ergänzun­
gen und Änderungen der vorliegenden Richtlinie zu
beraten .

Artikel 13

Jeder Mitgliedstaat bestimmt, welche Personen verpflichtet
sind , die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen Formalitä­
ten der Offenlegung zu erfüllen .

Artikel 14

( 1 ) Die Artikel 3 und 9 finden keine Anwendung auf die
Zweigniederlassungen von Kredit- und Finanzinstituten , die
unter die Richtlinie 89 / 117/EWG (*) fallen .

(2 ) Bis zu einer späteren Koordinierung können die
Mitgliedstaaten von der Anwendung der Artikel 3 und 9 auf
Zweigniederlassungen absehen, die von Versicherungsgesell­
schaften errichtet werden . Artikel 18

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .
Artikel 15

Artikel 54 der Richtlinie 78 / 660 / EWG und Artikel 48 der
Richtlinie 83 / 349 /EWG werden aufgehoben . Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1989 .

Artikel 16

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie

In Namen des Rates

Der Präsident

E. CRESSON

(>) ABl . Nr. L 44 vom 16 . 2 . 1989 , S. 40.
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ZWÖLFTE RICHTLINIE DES RATES

vom 21 . Dezember 1989

auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts betreffend Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit
einem einzigen Gesellschafter

( 89 / 667 / EWG )

Einzelunternehmern in der gesamten Gemeinschaft sollte das
rechtliche Instrument einer Gesellschaft mit Haftungsbe­
schränkung geboten werden , unbeschadet der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten , die diesem Einzelunternehmer
in Ausnahmefällen eine Haftung für die Verpflichtungen des
Unternehmens auferlegen .

Eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung kann bei ihrer
Gründung mit einem einzigen Gesellschafter errichtet wer­
den oder entstehen , wenn alle Geschäftsanteile in einer
einzigen Hand vereinigt werden . Bis zu einer Koordinierung
der einzelstaatlichen Vorschriften für das Konzernrecht
können die Mitgliedstaaten besondere Bestimmungen oder
Sanktionen vorsehen, sofern eine natürliche Person einziger
Gesellschafter mehrerer Gesellschaften oder eine Einperso­
nengesellschaft oder eine andere juristische Person einziger
Gesellschafter einer Gesellschaft ist . Das einzige Ziel dieser
Möglichkeit ist die Berücksichtigung von Besonderheiten , die
gegenwärtig in bestimmten nationalen Rechtsvorschriften
bestehen . Zu diesem Zweck können die Mitgliedstaaten in
spezifischen Fällen Einschränkungen beim Zugang zur Ein­
personengesellschaft oder eine unbeschränkte Haftung des
einzigen Gesellschafters vorsehen . Es steht den Mitgliedstaa­
ten frei , Regeln aufzustellen , um den möglichen Gefahren aus
der Tatsache , daß es bei Einpersonengesellschaften lediglich
einen einzigen Gesellschafter gibt , zu begegnen, und insbe­
sondere um die Einzahlung des gezeichneten Kapitals sicher­
zustellen .

Die Vereinigung aller Anteile in einer Hand sowie die
Identität des Gesellschafters müssen Gegenstand der Offen­
legung in einem für jedermann zugänglichen Register sein .

Es ist notwendig , die Beschlüsse des einzigen Gesellschafters
in seiner Eigenschaft als Gesellschafterversammlung schrift­
lich niederzulegen .

Die schriftliche Festlegung muß ebenfalls für vertragliche
Vereinbarungen zwischen dem einzigen Gesellschafter und
der von ihm vertretenen Gesellschaft vorgeschrieben werden ,
sofern diese vertraglichen Vereinbarungen nicht die unter
normalen Bedingungen abgeschlossenen laufenden Geschäf­
te betreffen —

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 54 ,

auf Vorschlag der Kommission (*),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Es erweist sich als notwendig , einige der Garantien , die
in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne von
Artikel 58 Absatz 2 des Vertrages im Interesse der Gesell­
schafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, zu koordinieren ,
um eine Äquivalenz herzustellen .

Auf diesem Gebiet gelten die Richtlinien 68 / 151 /EWG ( 4 )
und 78 /660 / EWG ( s ), beide zuletzt geändert durch die Akte
über den Beitritt Spaniens und Portugals sowie die Richtlinie
83 / 349 / EWG ( 6 ), in der Fassung der Akte über den Beitritt
Spaniens und Portugals betreffend die Offenlegung , die
Gültigkeit von Verbindlichkeiten bzw. die Nichtigkeit der
Gesellschaft sowie den Jahresabschluß und den konsolidier­
ten Abschluß für sämtliche Kapitalgesellschaften. Die Richt­
linien 77/ 91 /EWG ( 7 ) und 78 / 855 /EWG ( 8 ), beide zuletzt
geändert durch die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals , und die Richtlinie 82/ 891 /EWG (») über die
Errichtung bzw. das Kapital sowie Fusionen und Spaltungen
haben dagegen nur für Aktiengesellschaften Gültigkeit .

Der Rat hat mit seiner Entschließung vom 3 . November 1986
das Aktionsprogramm für kleine und mittlere Unternehmen
( KMU ) ( 10 ) gebilligt .

Die in den letzten Jahren an bestimmten nationalen Rechts­
vorschriften vorgenommenen Reformen des Gesellschafts­
rechts , mit denen die Gründung einer Gesellschaft mit
beschränkter Haftung mit nur einem Gesellschafter ermög­
licht wurde , haben zu Unterschiedlichkeiten zwischen den
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten geführt .

(>) ABl . Nr. C 173 vom 2 . 7. 1988 , S. 10 .
HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :( 2 ) ABl . Nr. C 96 vom 17 . 4 . 1989 , S. 92 , und ABl . Nr. C 291 vom

20 . 11 . 1989 , S. 53 .
( 3 ) ABl . Nr . C 318 vom 12 . 12 . 1988 , S. 9 .
( 4 ) ABl . Nr. L 65 vom 14 . 3 . 1968 , S. 8 .
( 5 ) ABl . Nr . L 222 vom 14 . 8 . 1978 , S. 11 .
( s ) ABl . Nr . L 193 vom 18 . 7 . 1983 , S. 1 .
( 7 ) ABl . Nr. L 26 vom 30 . 1 . 1977 , S. 1 .
( 8 ) ABl . Nr. L 295 vom 20. 10. 1978 , S. 36 .
( 9 ) ABl . Nr. L 378 vom 31 . 12 . 1982 , S. 42 .

Artikel 1

Die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen Koordinierungs­
maßnahmen gelten für die Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften der Mitgliedstaaten für Gesellschaften folgender
Rechtsformen :( 10 ) ABl . Nr. C 287 vom 14 . 11 . 1986 , S. 1 .
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b ) eine Einpersonengesellschaft oder eine andere juristische
Person einziger Gesellschafter einer Gesellschaft ist .

— Deutschland:

Gesellschaft mit beschränkter Haftung;

— Belgien :
Société privée ä responsabilité limitée / Besloten ven­
nootschap met beperkte aansprakelijkheid;

— Dänemark:

Anpartsselskaber;

Artikel 3

Wird die Gesellschaft durch die Vereinigung aller Anteile in
einer Hand zur Einpersonengesellschaft , so muß diese Tat­
sache sowie die Identität des einzigen Gesellschafters entwe­
der in der Akte hinterlegt beziehungsweise in das Register im
Sinne des Artikels 3 Absätze 1 und 2 der Richtlinie 68 /
151 / EWG eingetragen oder in einem Register vermerkt
werden , das bei der Gesellschaft geführt wird und jedermann
zugänglich ist .

— Spanien:

Sociedad de responsabilidad limitada;

— Frankreich :

Soci£t6 ä responsabilite limitee ;

— Griechenalnd:

Εταιρεία περιορισμένης ευδύνης;

Artikel 4

( 1 ) Der einzige Gesellschafter übt die Befugnisse der
Gesellschafterversammlung aus .

(2 ) Die Beschlüsse , die von dem einzigen Gesellschafter
im Rahmen von Absatz 1 gefaßt werden, sind in eine
Niederschrift aufzunehmen oder schriftlich abzufassen .

— Irland:

Private company limited by shares or by guarantee ;

— Italien:

Società a responsabilità limitata ;

— Luxemburg:
Soci6t6 ä responsabilite limine ;

— Niederlande:

Artikel 5

( 1 ) Verträge, die zwischen dem einzigen Gesellschafter
und der von ihm vertretenen Gesellschaft abgeschlossen
werden , sind in eine Niederschrift aufzunehmen oder schrift­
lich abzufassen .

(2 ) Die Mitgliedstaaten brauchen Absatz 1 auf die
unter normalen Bedingungen abgeschlossenen laufenden
Geschäfte nicht anzuwenden .

Besloten vennootschap met beperkte aansprakelijk-^
heid ;

— Portugal:
Sociedade por quotas ;

— Vereinigtes Königreich:
Private company limited by shares or by guarantee .

Artikel 6

Läßt ein Mitgliedstaat die Einpersonengesellschaft im Sinne
von Artikel 2 Absatz 1 auch für Aktiengesellschaften zu , so
gilt diese Richtlinie .

Artikel 2

( 1 ) Die Gesellschaft kann bei ihrer Errichtung sowie
infolge der Vereinigung aller Gesellschaftsanteile in einer
einzigen Hand einen einzigen Gesellschafter haben ( Ein­
personengesellschaft ).

(2 ) Bis zur Koordinierung der einzelstaatlichen Vorschrif­
ten für das Konzernrecht können die Gesetze der Mitglied­
staaten besondere Bestimmungen oder Sanktionen vorsehen ,
sofern

a ) eine natürliche Person einziger Gesellschafter von meh­
reren Gesellschaften ist oder

Artikel 7

Ein Mitgliedstaat braucht die Einpersonengesellschaft nicht
zu gestatten , wenn sein innerstaatliches Recht dem Einzel­
unternehmer die Errichtung eines Unternehmens ermöglicht,
dessen Haftung auf ein Vermögen beschränkt ist , das für eine
bestimmte Tätigkeit eingesetzt wird, sofern in bezug auf
diese Unternehmen Schutzbestimmungen vorgesehen sind ,
die denjenigen der vorliegenden Richtlinie sowie den übrigen
auf die in Artikel 1 bezeichneten Gesellschaften anwend­
baren Gemeinschaftsvorschriften gleichwertig sind .
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Artikel 9

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1989 .

Artikel 8

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie
vor dem 1 . Januar 1992 nachzukommen . Sie setzen die
Kommission davon in Kenntnis .

(2 ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß für Gesell­
schaften, die am 1 . Januar 1992 bereits bestehen, diese
Richtlinie erst ab 1 . Januar 1993 gilt .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der wichtigsten Bestimmungen des innerstaatlichen
Rechts mit , die sie auf dem von dieser Richtlinie erfaßten
Gebiet erlassen .

Im Namen des Rates

Der Präsident

E. CRESSON


	Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates vom 21. Dezember 1989 über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen
	Richtlinie des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt
	BESCHLUSS DES RATES vom 14. Dezember 1989 zur Änderung des Beschlusses 87/327/EWG über ein gemeinschaftliches Aktionsprogramm zur Förderung der Mobilität von Hochschulstudenten (ERASMUS) #
	ENTSCHEIDUNG DES RATES vom 15. Dezember 1989 zur Genehmigung eines spezifischen Forschungs- und technologischen Entwicklungsprogramms für die Europäische Atomgemeinschaft auf dem Gebiet der Entsorgung radioaktiver Abfälle (1990-1994) #
	Richtlinie 89/665/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge
	Elfte Richtlinie 89/666/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 über die Offenlegung von Zweigniederlassungen, die in einem Mitgliedstaat von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen errichtet wurden, die dem Recht eines anderen Staates unterliegen
	Zwölfte Richtlinie 89/667/EWG des Rates vom 21. Dezember 1989 auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts betreffend Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit einem einzigen Gesellschafter

